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Seit der Veröfifentlichung des Rundschreibens des deutschen 
Reichskanzlers vom 4. August 1879’) über die reichsgesetz- 
liehe Regelung des Versicherungswesens ist mehrfach von 
einer etwaigen »Ver Staat lichungt des Versicherungswe- 
sens die Rede gewesen. Namentlich in den Kreisen des wirth- 
schaftspolitischen Liberalismus und bei den Interessenten, den 
Beamten, Agenten und Actionäreu der Versichernngsactien- 
gesellschaften machten sich Befürchtungen bezüglich solcher 
j'. ' Pläne geltend und fanden in einem grossen Theil der Presse 
^ einen Wiederhall. Viele Organe der sogen. Versicherungs- 
~ Fachpresse nahmen sofort die Frage mit einer gewissen Lei- 
denschaftlichkeit auf und erklärten sich mit Heftigkeit gegen 
Vjede solche Idee. Begreiflich, bei dem engen Zusammenhang 
X dieser Presse mit den Gewerbsinteressen des Versicherungs- 
^ »Geschäftsc ^). 



v 1) S. dasselbe im Wortlaut unter den >Miscellenc d. Ztschrft f. d. 
g. Staatsw. 1881. 1. Heft. 

\ 2) In vortheilhaftem Gegensatz dazu steht eine jüngste Publica- 

^ .^\t»on von Dr. jur. J. Hopf, Bevollmächtigten der Feuerversicherungs- 
\j) bank zu Gotha, »Aufgaben der Gesetzgebung im Gebiete der Feuer- 
• '^Versicherung«, Berlin 1880, wo namentlich Cap. 1 »Verstaatlichung und 
■' Wentlicher Betrieb« S. 25, mit meiner Behandlung der Frage wegen 
'des gegensätzlichen Standpunktes des Verf. , aber der objectiven Be- 
gründung desselben, zu vergleichen ist. 



Waguer, Yertioherangsweaeu. 
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Der Grund dieses Eifers und dieser Sorgen war offenbar 
der, dass man dem Reichskanzler, dem energischen Freunde 
der »Verstaatlichung« der Privateisenbahnen und Vertreter 
des Reichseisenbahn-Prqjects, dem Anhänger des Tabakmo- 
nopols, dem Staatsmanne des Schutzzolls, nach diesen seinen 
offen vorliegenden wirthschnftlichen Plänen und Thaten, wie 
nach seinem ganzen Charakter auch eine solche neue »Extra- 
vaganz reactionärer Wirthschaftspolitik«, einen solchen neuen 
»Eingriff in die wirthschaftliche Verkehrsfreiheit« wohl zu- 
traute. Der Mann, der zum Schrecken aller Fortschritts- und 
sonstiger Philister im Parlamente Worte der Anerkennung für 
Rodbertus und sogar für Lassalle hatte, nahm am Ende 
auch keinen Anstoss, so dachte man wohl, eine Idee zu ver- 
wirklichen, welche zuerst durch einen »echten Socialdemokra- 
ten« — den freilich in ihrer üblichen doctrinären Manier seine 
Partei sofort desavouirte — in die öffentliche Discussion ge- 
worfen worden war’). Bismarck wandle eben auch hier auf 
der verhängnissvollen Bahn des Socialismus. Um so rascher 
und energischer gelte es, das principiis obsta vornehmen zu 
lassen, ehe es wieder zu spät sei. 

Und doch — sonderbar ! Aus dem Rundschreiben vom 
4. August konnte eigentlich Niemand etw.as von derartigen 
Absichten heraus- oder auch nur zwischen den Zeilen lesen *). 
Die Fragen , welche hier aufgeworfen werden, bewegen sich 
sämmtlich auf dem Boden der bestehenden Verhältnisse. Sie 
setzen eigentlich als selbstverständlich ein privates Ver- 
sicherungswesen in der Form der .\ctiengesellschaft u. s. w., 
überhaupt des Erwerbsgeschäfts, daneben nur noch in 



3) Vorschlag einer Petition an Jen Reichstag bezüglich der üe- 
hernahme der Feuerversicherung auf das Reich auf einer Volksver- 
saniuilnng in C ö 1 n Seitens des R.-Abg. R i 1 1 i n g h a u s o n im Juli 
1877. S. diese Petition in d. »Zukunft«, 1- Jahrg. '877/78 S. 272, in 
einem denselben ablehnenden Aufsatz v. A. Mülberger, S. 272— 286. 
Vgl. auch die Aufsätze für und gegen Gewerbebetrieb durch Staat und 
Commuuen daselbst, v. Schramm, Bebel u. A. S. 341, 301, 465. 

4) S. Hopf a, a. 0. S. 25. 
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deijenigen des Gegenseitigkeitsvereins voraus, wobei 
eventuell bloss einzelne Punkte einer reichsgesetzlicheu Re- 
gelung bedürften. Ein den Privatgesellschaften principiell geg- 
nerischer Standpunkt verräth sich in dem Rundschreiben nir- 
gends. Auch eine wesentliche Aenderung in der Stellung der 
Regierung zu den einzelnen Fragen tritt in demselben kaum 
hervor. Höchstens könnte der siebente Punkt darin bei den 
absoluten Gegnern des öffentlichen Versicherungswesens Oppo- 
sition finden. Eine Zeitlang war auch wohl einmal bei einzel- 
nen preussischeu Verwaltungsmännern unter dem Einfluss der 
Tagesströmungen eine gewisse Abneigung gegen die bestehen- 
den öffentlichen Versicherungsanstalten, namentlich gegen 
das zu Gunsten solcher Anstalten rechtlich geltende Princip 
des Versicherungszwangs und die sonstigen »sogen. 
»Privilegien« vorhanden gewesen*“). Ausdrücklich heisst 
es dagegen jetzt in dem Rundschreiben, dass »ein Anlass, die 
Verhältnisse der durch Landesgesetze oder Verordnungen, na- 
mentlich für die Versicherung gegen Feuerschäden gegründe- 
ten Anstalten in eine reichsgesetzliche Regelung hinein zu 
ziehen , im Allgemeinen nicht vorliegen dürfte. Insbeson- 
dere würde der zu Gunsten mancher öffentlicher Versicherungs- 
anstalten bestehende Versicherungszwang vom Standpunkte 
der Reichsgesetzgebung aus unberührt bleiben können«. Da- 
mit wird freilich eine vor nicht langer Zeit recht oft er- 
hobene, auch neuerdings nicht verstummte Forderung des Pri- 
vatversicherungswesens, besonders der Feuerversicherungs-Ac- 
tiengesellschaften , abgewiesen. Aber die Festhaltung eines 
historisch entwickelten, in seiner Wirksamkeit befriedigend 
erprobten Rechtszustands ist doch etwas Anderes, als die An- 



4*) Vgl. in dieser Hinsicht den Geh.-Ruth L. Jacohi, Beiträge z. 
Gesetzgeb. über das V^ersicherungswesen ii. s. w. ; Krgänz.-Hcft 2 der 
Zeitschr. d. k. Preuss. Statist. Bur. (Engel) 1869 S. 10, 17. — Wie eben 
den »Privilegien« der deutschen öffentlichen Feuersocietäten schwere 
Pflichten als Correlat entsprechen, zeigten v. Hülsen und H. Brä- 
mer in der treftlichen Schrift »die öffcntl. Feuerversicherungs-Anstal- 
ten in Deutschland u. s. w.< Ergänz. -Heft der genannten Zeitschrift, 
1874 S. 22. 

1 * 
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bahnuDg einer so tief greifenden Umgestaltung , wie sie das 
Verstaatlichungsproject in sich schliessen würde. Zudem wird 
in demselben Punkte 7 des Rundschreibens sogar die Even- 
tualität von Abänderungen gewisser hie und da zu 
Gunsten öffentlicher Anstalten bestehender rechtlicher Be- 
stimmungen als ein mit zu erwägender Punkt hervorgehoben. 

So möchte nach Allem bisher kein Grund zu der An- 
nahme vorliegen, dass in den leitenden Kreisen des Reichs 
oder Preussens gegenwärtig ernstlich der Plan einer Ver- 
staatlichung des Versicherungswesens verfolgt wird. Selbst 
die neuesten Vorgänge, die Beschäftigung des Reichskanzlers 
mit der Frage der Arbeiterversicherung geben in dieser Hin- 
sicht keinen sicheren weiteren Anhaltspunkt. Auch wenn die 
verbreitete Muthmassung richtig sein sollte, dass Fürst Bis- 
marck auf diesem schwierigsten Gebiete des Versicherungs- 
wesens den Cassenzwang und vielleicht sogar eine Reichsver- 
sicherungscasse als Zwangscasse oder etwas Aehnliches erstrebe, 
so würde daraus für einen Plan der Verstaatlichung des son- 
stigen Versicherungswesens, mithin namentlich der Feuer- 
und Lebensversicherung noch nichts folgen. Die Sorge der 
Freihändler und der Interessenten des Versicherungsgeschäfts 
ist in dieser Hinsicht wohl mindestens verfrüht. 

Und dennoch hat u. E. diese Sorge in anderer Beziehung 
ihren guten Grund. Eine principiell veränderte Or- 
ganisation des Versicheruiigsweseus kommt in der That doch 
ernstlich in Frage, sowohl aus tieferen Gründen, welche 
in der Natur dieses wirthschaftlichen Gebiets liegen — und 
in dieser Hinsicht ist der Vorgang auf dem Gebiete des Ei- 
senbahnwesens wirklich nicht ohne präjudicielle Bedeutung — , 
als wegen der inhärenten, durch keine Art gesetzlicher 
Regelung oder sonstiger Staatsintervention genügend zu be- 
seitigenden Mängel, welche die jetzige Einrichtung des Ver- 
sicherungswesens zeigt. 

Was den ersten Punkt, die ganze Natur des Ver- 
sicherungswesens anlangt , so ist schon die Analogie der 
Entwicklung in einer Reihe verwandter Verhältnisse beachtens- 
werth. Man muss solche Dinge nur unbefangen betrachten und 
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die grossen wirthschaftlichen Entwicklungen auf ihre tieferen 
Ursachen zurückfilhren , statt stets in kleinen mitwirkenden 
Momenten , in den Persönlichkeiten u. s. w. , die Triebkräfte 
der Bewegungen zu suchen. 

Zunächst ist die Frage selbst richtig zu stellen. Durch 
den Ausdruck »Verstaatlichung« des Versicherungswesens wird 
sie unrichtig verschoben und eine zweite, eine Nebenfrage 
bereits erörtert, bevor noch die erste, die Hauptfrage erledigt 
worden. Es handelt sich auch hier um die eine entscheidende 
Hauptfrage volkswirthschaftlicher Organisation und wirth- 
schaftspolitischer Gestaltung , ob nemlich auch das Ver- 
sicherungswesen, ob mindestens einige Hauptzweige des- 
selben, besonders die Feuerversicherung, eventuell auch die 
beiden landwirtbschaftlichen Zweige, die Hagel- und Vieh- 
versicherung, ob die Lebensversicherung gegenwärtig in einem 
Culturvolke wie dem deutschen passend aus der privat- 
wirthschaftlichen in die gemeinwirthschaft- 
liche Organisationsform, aus der wesentlich privat- 
rechtlichen in die öffentlich-rechtliche Stellung hinüber- 
geföhrt werden sollen ‘). Bei der Beantwortung dieser Frage 
sind freilich die weiteren Fragen, wie eine solche Umgestal- 
tung vorzunehmen sein werde, welche gemeinwirthschaft- 
liche Organe damit zu betrauen seien u. s. w., schon mit zu 
berücksichtigen. Aber dennoch stehen diese Fragen erst in 
zweiter Linie und können selbst erst wieder endgiltig und 
dann natürlich gerade sie auch nur mit specieller Bezugnahme 
auf die concreten Verhältnisse entschieden werden, wenn die 
vorangehende Hauptfrage erledigt ist. Sprechen nach unbe- 
fangener Prüfung überwiegende Gründe für die gemeinwirth- 
schaftliche Organisationsform, so ist das Ziel gesteckt, und 
»wo ein richtiges Ziel ist, da muss auch ein Weg zu finden 

5) Für diese wichtigsten Principienfragen beziehe ich mich in 
dieser Abhandlung bes. auf Schäffle's und meine eigenen grösseren 
systematischen Werke. Vgl. Schäffle’s grundlegende Erörterungen 
in seinem »gesellschaftlichen System«, bes. in der 2. AuB. S. 262 ff., 331 S., 
und meine Behandlung dieser Punkte in meiner »Grundlegung», 2. AuB. 
8. 196 ff., §§ 118, 139—144, 154—160. 
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sein, welcher dahin führt«. Ob gerade die »Verstaatlichung«, 
ob in Deutschland der üehergang des Versicherungswesens 
oder einiger Hauptzweige desselben an das Reich oder an 
die Einzelstaaten dieser richtige Weg sei, ob statt oder 
neben diesen grössten politischen Körpern die Provinzen, die 
Kreise, die Gemeinden oder eigens für diese Zwecke erst zu 
bildende »öffentliche Verbände« hier eintreten sollen, das ist 
dann erst später noch besonders zu untersuchen. 

Für die Fragen der practischen Discussion wird der Ge- 
gensatz , um den sich zunächst Alles dreht , wohl am Besten 
als derjenige zwischen »öffentlichem« und »privatem« Ver- 
sicherungswesen bezeichnet. Die Versicherungsliteratur steht 
stark unter dem Einfluss der einseitig privatwirthschaftlichen 
Anschauungen der Smith’scheu Nationalökonomie und sieht, 
wozu der Interessenstandpunkt vieler Autoren dann noch bei- 
trägt, im Versicherungswesen grossentheils und ganz selbst- 
verständlich ein »Geschäft«, das wie jedes andere zu Erwerbs- 
zwecken seiner Unternehmer diene und durch privatrechtliche 
Vertr^e zwischen beiden in Betracht kommenden Parteien 
angemessen geregelt werde. Hier wird daher das öffentliche 
Versicherungswesen trotz der bedeutsamen Stellung, welche 
es in Deutschland und einigen anderen Ländern *)* in der Ge- 
schichte dieses wirthschaftlichen Gebiets und zum Tbeil heute 
noch einnimmt, gewöhnlich als eine veraltete irrationelle Ein- 
richtung hingestellt, über die man »in unserer fortgeschritte- 



6) Nicht selten stellen die Anhänger des privaten Versicherungs- 
wesens die Sache so dar, als ob nur Deutschland die öffentlichen 
Brandsocietäten kenne und allein noch habe. Das ist ein Irrthuni. 
Auch in anderen germanischen Staaten — bemerkenswerth ! — exi- 
stiren solche Anstalten, z. Th. ähnlich organisirt, mehrfach u. A. auch 
mit Beitrittszwang. So haben Norwegen, Schweden, Däne- 
mark, Deutsch-Oesterreich und die meisten Schweizer Kan- 
tone öffentliche Feuerversicherungs-Anstalten. Gerade in der »f reien 
Schweiz« ist die Agitation dafür neuerdings immer stärker gewor- 
den. Vergl. die in Jg. 1880 S. 397 d. Zeitschrift f. d. g. Staatsw. erwähnte 
Schrift von Stüssi, die Initiative Gujer für eine kantonale obliga- 
torische Fahrhabeversicherung, Zürich 1879. S. auch v. Hülsen und 
Bräm e S. 3. 
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nen Zeit« gar nicht mehr ernstlich zu discutiren habe. Als 
wichtigster Gegensatz gilt vielmehr derjenige zwischen der 
Versicherung als selbständiges Erwerbsunter- 
nehmen Dritter, namentlich als Actiengesellschaft 
und als Gegenseitigkeitsrerein, beide aber al die 
überhaupt allein erwähnenswerthen privatwirthschaftlichen Or- 
ganisationsformen. Auch hier muss entgegnet werden, dass 
damit wiederum eine Frage zweiter Ordnung zur Hauptfrage 
gemacht wird. Auch im öfifentlichen Versicherungswesen kann 
ferner das Erwerbsinteresse des öffentlichen Körpers, welcher 
die Sache einrichtet und leitet, eventuell mit wahrgenommen, 
oder aber rein nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit ge- 
wirthschaftet werden. Ersteres widerspricht dem Wesen öf- 
fentlichen Betriebs nicht unbedingt, wie wohl behauptet 
worden ist, und kann nicht ohne Weiteres mit dem Stigma 
des »Fiscalismus« abgewiesen werden. Die Betheiligung eines 
öffentlichen Körpers an dem üeberschuss des Versicherungsbe- 
triebs gibt diesem Gewinne keinen anderen Charakter, als wenn 
der Gewinn in einem Privatunternehmen den Versicherern zu- 
fallt. Es handelt sich eben um das M a a s s der Gewinnbethei- 
ligung und um die Kosten, welche aus der einen oder der 
anderen Organisationsform für die Versicherten hervorgehen. 
Unter übrigens gleichen Umständen spricht dann freilich die 
Persönlichkeit des V^ersicherers bei der Entscheidung 
mit, und wohl zu Gunsten eines öffentlichen Körpers — zum 
Theil ja nur wieder der Versicherten selbst in anderer Rechts- 
form — statt der Actionäre oder Agenten. 

Als Gebiet eventuell gemeinwirthscbaftlicher 
Organisation würde das Versicherungswesen aber nun zu einer 
Reibe anderer Gebiete hinzutreten, für welche in ähnlicher 
Weise die Hauptfrage sich um die gemein- oder die pri- 
V a t wirthschaftliche Organisation, oder wenigstens um das 
Nebeneinanderstehen und Ineinandergreifen beider Organisa- 
tionsformen dreht ’). 



7) Meine Grundlegung § 141 ff. Vgl. für das Folgende auch meinen 
Aufsatz über die schwebenden deutschen Finnnzfragen in der Zeitschrift 
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Die wicbtigsten hierher gehörigen Gebiete lassen sich 
wohl unter dem Namen Verkehrswesen (i. w. S.) zusam- 
menfassen. Es sind namentlich das Geld- und Münz-, das 
Credit- und Bank-, das Communicationswesen (Stras- 
sen, Kanäle, Eisenbahnen, Post, Telegraph), an die sich dann 
das Versicherungswesen als ein weiteres hervorragendes Glied 
anschlösse. Hierzu treten einige verwandte Fälle, wo es sich 
um die Herstellung grösserer lokaler Einrichtungen für ge- 
wisse materielle Bedürfnisse und für andere aus der Nach- 
barschaft sich ergebende Verhältnisse handelt: Wasser- 
versorgung , Beleuchtung (Gas) , Cloakenwesen , Strassenreini- 
gung, Gesundheitswesen, Feuerlöschwesen u. A. mehr. In 
allen diesen Beispielen sind es specifische Verhält- 
nisse der Entwicklung der Volkswirthschaft, 
vielfach unter dem Einfluss der fortschreitenden Na- 
turerkenntniss und der Umgestaltung derProduc- 
tionstechnik (Communicationswesen, Wasserleitung, Gas- 
leitung, Kanalisirung u. s. w.); ferner in Wechselwirkung mit 
der ökonomisch-technischen Entwicklung stehend specifische 
Verhältnisse der örtlichen Bevölkerungsbe- 
wegung, Vertheilung und Anhäufung, welche 
sowohl ganz neue Bedürfnisse hervorrufen und ältere Be- 
dürfnisse umgestalten, als auch andere Einrichtungen, 
andere wirthschaftliche Organisationsformen 
zur Befriedigung jener Bedürfnisse nothwendig machen, 
mindestens zweckmässig erscheinen lassen. 

Das Charakteristische der betreffenden Bedürfiiisse ist, 
dass sie überhaupt so erst in dem Gemeinschaftsleben 
hervortreten, selbst erst durch dasselbe geschaffen werden, 
oder doch einen wesentlich anderen Charakter annehmen : 
das individuelle Moment in ihnen tritt zurück, das so- 
ciale hervor. So z. B. in allen Bedürfnissen des Sanitäts- 
wesens, d. h. in den Vorkehrungen zur Verhütung der 
Krankheiten, zum Theil unter dem Einfluss der fortschreiten- 



f. d. g. Staataw. 1879. 8. 76 ff. , Ober die Auadehnuiig der Gemeinwirth- 
Bchaft und die tieferen GrOnde dafür. 
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den Naturerkenntniss. Die Gestaltung des Communications- 
wesens, die Ordnung des Münz-, des Bankwesens wird im Ge- 
sammtinteresse eine wichtige Angelegenheit der grössten und 
der kleineren Genieinschaftskreise ; die Wasserversorgung, die 
Kanalisirung eine Lebensfrage der örtlichen Gemeinschaften. 
Ich glaube, die bezüglichen Bedürfnisse deshalb mit als Ge- 
mein bedürfnisse, wie sie sich aus dem menschlichen Zusam- 
menleben ergeben und mit ihm weiter entwickeln, charak- 
terisiren und sie den Individual bedürfnissen entgegen- 
setzen zu dürfen ®). Die oben erwähnten Beispiele des »Ver- 
kehrswesensc und lokaler wirthschaftlicher Einrichtungen 
gehören meistens zu einer Hauptkategorie von Gemeinbedürf- 
nissen, für welche ich den Namen »örtliche« (auch räum- 
liche) Gemein bedürfnisse vorgeschlagen habe, w’eil sie aus den 
Beziehungen der Menschen zum Boden, als ihrem Wohn- 
gebiet und Arbeitsfeld, oder aus der räumlichen Be- 
dingtheit und örtlichen Vertheilung der Bevölke- 
rung hervorgehen ’). 

Gerade für diese Bedürfnisse haben sich bei den Cultur- 
völkern geschichtlich und ganz organisch immer mehr öf- 
fentliche d. h. wieder gern ei n wi r thsc h af tli che Ein- 
richtungen entwickelt und erprobt: hier besteht selbst die 
»Verstaatlichung« wirthschaftlicher Anstalten seit Alters, oder 
wird sie neuerdings ins Auge gefasst und ausgeführt. Oder 
wo der grösste öffentliche Körper, der Staat, nicht selbst Ein- 
richtung und Betrieb übernimmt, thun es die kleineren lo- 
kalen Körper. Wo aber selbst die privatwirthschaftliche Or- 
ganisationsform geblieben ist, zeigt sich wenigstens eine wach- 
sende Neigung, ihr durch bestimmte, beschränkende, Pflichten 



8) Grundlegnng § 139 ff. 6. Cohn bat diese Unterscheidung in 
einer mir sehr dankenswerthen, trefflichen kritischen Anzeige der 
2. Auflage meiner Grundlegung in dem Gött. Gel. Anz. 1880 S. 125 
ohne weitere Begründung »problematische genannt. Ich habe mich 
hei allem weiterem Nachdenken über den mir nicht unwichtig schei- 
nenden Punkt von der Richtigkeit und dem Werth dieser begrifflichen 
Sonderung überzeugt. 

9) Grundlegung §§ 141, 142. 
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auferlegende Rechtsnormen den rein privaten Charakter zu 
nehmen und etwas von »öffentlichem« Charakter zu geben : die 
betreffende Privatwirthschaft fungirt hier »im Aufträge« 
an Stelle der eigentlichen Gemeinwirthschaft (sogen, delegir- 
ter Betrieb, Sax)'®). 

So ist denn z. B. das Münzwesen überall »verstaatlicht«, 
die Post desgleichen, der Telegraph meistens. Die grossen Ban- 
ken sind vielfach in enge Verbindung mit dem Staate ge- 
setzt, unterstehen seiner Leitung, wenn auch als selbständige 
Institute, und seiner Controle. Die Strassen sind fast überall 
in der Hand öffentlicher Körper ; die partielle Ausnahme bei 
den Eisenbahnen wird immer allgemeiner als ein Missstand er- 
kannt und vielfach beseitigt, oder aber — die privatwirth- 
schaltlichen Unternehmungen dafür, die Actiengesellschaften, 
werden in die Stellung einer Art Organe der Gemeinwirthschaft 
gebracht: der erwähnte, practisch wichtigste Fall »delegirten 
Betriebs«. Die Einrichtungen für lokale Gemeinschaftsbe- 
dflrfnisse, die Wasserleitungen, Gasanstalten, Feuerwehren be- 
finden sich ebenfalls vielfach bereits in Händen der lokalen 
öffentlichen Körper, oder werden in dieselben hinüber zu lei- 
ten gesucht. In Betreff der Pferdebahnen, lokalen Dampfbah- 
nen ist dies sicher auch nur eine Frage der Zeit. So zeigt die 
Erfahrung schon eine Entwicklung, welche überall als noth- 
wendig oder doch als besonders zweckmässig bestätigt, was 
die Analyse der obwaltenden Bedürfnisse und der dafür zu 
schaffenden Einrichtungen a priori als nothwendig oder zweck- 
mässig erscheinen lässt. 

In einzelnen dieser Fälle, so beim Münzwesen und den 
Strassen, ist schon heute die »geraeinwirthschaftliche Organi- 
sation«, der Charakter als »öffentlicher« Einrichtungen im Be- 
wusstsein unserer Culturvölker fast so selbstverständlich , als 
die gemeinwirthschaftliche, die staatliche Fürsorge für das all- 
gemeinste und hauptsächlichste aller Gemeinbedürfnisse, das- 

10) S. die werthvollen Erörterungen darüber von E. Sax , die Ver- 
kehrsmittel I, 62 ff., bes. 77 (Wien 1878), auch II, 82 ff.; und darüber, 
theils beistimniend , theiU kritisch und skeptisch , die Kecension dieses 
Werkes von Schäffle in d. Zeitschrift f. d. g. Staataw. 1879 S. 583 ff'. 
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jenige der Rechtsordnung und des Rechtsschutzes, 
oder als die Gestaltung des Schul wesens als öfifentliches, d. h. 
eben als gemeinwirthschaftliche Einrichtung. Mit der Post, 
selbst dem Telegraphen verhält es sich kaum mehr anders. Bei 
manchen der übrigen Gebiete ist die Frage zwar noch nicht 
so endgiltig für die (iemein- und gegen die Privatwirthschaft 
entschieden, aber zweifellos erfscheint der Ausgang der Ent- 
wicklung schon heute in einigen wichtigen Fällen kaum mehr; 
so beim Zettelbank- , selbst beim Hypothekenbankwesen , bei 
den meisten städtischen Anstalten für Verkehrswesen, Wasser, 
Gas u. s. w. Hier liegen ii. E. für jeden unbefangen Ur- 
theilenden, der die Augen offen hat, deutliche Entwick- 
lungsgesetze der volkswirthschaftlichen Orga- 
nisation vor, bei denen man gegenüber manchen anderen, 
oft ziemlich zweifelhaften, wie sie etwa die wirthschaftsge- 
schichtlichen Studien für ältere Perioden herausfördern , den 
Vortheil hat, d.ass bei ihnen die bedingenden Ursachen 
sicher ermittelt werden können und so eine verständliche 
Erklärung erlangt wird“). 

Für noch streitige Gebiete oder für solche, bei denen die 
Eventualität gemeinwirthschaftlicher Organisation zum ersten 
Male in Erwägung gezogen wird, darf nun wohl auf die Ana- 
logie wenigstens so viel Gewicht gelegt werden , dass da- 
raus eine gewisse Vermuthung der Zweckmässigkeit oder 
Noth Wendigkeit einer gleichen oder ähnlichen Gestaltung ab- 
geleitet w'ird. So liegt doch wohl heute bereits die Frage in 
Bezug auf das Versicherungswesen, wenigstens bei dem Zweige 
der Feuerversicherung. Indessen wird bereitwillig einzu- 
räumen sein, dass solche Analogieen noch kein durchschlagender 

11) Ich habe diese Auffassung zuerst i. J. 1873 in dieser Allge- 
meinheit und principiellen üestiinmtheit in der prsctischen Frage der 
Reform der Actiengesellschaften vertreten , in meinem betr. Referat 
auf dem Eisenacher socialpolitischen Congress. S. dasselbe in den Ver- 
einsschriften und überarbeitet bes. in Hildebrand's Jahrb. 1873 II, 
(21) S. 271. Von Jahr zu Jahr haben die Erfahrungen mehr und mehr 
die Richtigkeit dieses damals (auch von , meiner Ansicht sonst nahe- 
stehenden, Fachgenossen) abgelehnten >utopischcu< Standpunkts be- 
wiesen. 
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Beweis, zumal nicht im concreten Fall der Praxis, sind, 
vollends, wenn die Analogie sogar vielfach bestritten wird. 
Man hat den Schluss von Post und Telegraph auf die Ei- 
senbahn bemängelt, weil hier über die kleinen Aehnlichkeiten 
die grösseren und tieferen (?) Verschiedenheiten übersehen 
würden. Man bestreitet noch eifriger, dass zwischen dem 
Versicherungswesen und irgend einem der vorerwähnten Ge- 
biete eine Aehnlichkeit bestehe, aus der man irgend etwas 
Bestimmtes für die Nützlichkeit einer gemeinwirthschaftlichen 
Organisation folgern könne. Dieser Einwand ist wohl kaum 
stichhaltig. Die ihn erheben, begehen auch immer die pe- 
titio principii, gewisse Einrichtungen im heutigen privat- 
wirthschaftlichen Versicherungswesen , so z. B. die üblichen 
Grundsätze der Gefahr-Classification, für die allein rationellen 
und zulässigen , sogar wohl für die selbstverständlichen zu 
halten. Indessen demjenigen , welcher gegen die heute bei 
den Culturvölkern allerdings überwiegend — keineswegs, be- 
sonders nicht in Deutschland, ausschliesslich! — verbreitete 
p r i V a t wirthschaftliche Organisation des Versicherungswesens 
Front macht und die g e m e i n wirthschaftliche befürwortet, 
wird allerdings noch eine weitere Beweislast zufallen. Der 
Hinweis auf die Analogie der Entwicklung in mehr oder 
weniger verwandten Gebieten kann immerhin nur als B e- 
g i n n einer solchen Beweisführung dienen. Für letztere müs- 
sen andere Argumente hinzugezogen werden, die den spe- 
ciellen Verhältnissen des Versicherungswesens und den 
Erfahrungen in Bezug auf dessen Organisation, ge- 
setzliche Regelung und practische Function ent- 
nommen sind 



12) Im Folgenden sind in der Beweisführung mehrfach Gründe 
und Gegengründe aus lebhaften Debatten benutzt worden , zu denen 
ein üffentlicber Vortrag von mir im »Verein für deutsche Volkswirth- 
Bchaft« in Berlin im Januar 1880 den Anlass gegeben batte. Ich ver- 
trat in diesem Vortrage den Standpunkt, der in dieser Abhandlung 
eingenommen wird, und ging namentlich näher, auch mit statistischem 
Material, auf das Feuerversicherungswesen , dann kürzer auf die Le- 
bensversicherung ein. Neben mehrfacher Zustimmung fand ich sehr 
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lebhafte Opposition , besonders ans dem Kreise der zahlreich in der 
Yersammlnng anwesenden Versicherungs-Fractiker und der Publicisten 
der sogen. Vereicherungsfachpresse Die Debatte wurde an einem 
zweiten Abend fortgesetzt. Unter den Gegnern meiner Auffassung war 
der bedeutendste und zugleich bei aller Erregtheit sachlichste der Re- 
dacteur der >Allg. Versicherungspresse«, Herr Dombrowski, der 
von seinem Standpunkte aus manche beachtenswerthe Einwendungen 
gegen die öffentlichen Anstalten und Ausführungen für die privaten 
Versicherungsunternehmungen machte. Die Debatte spielte dann meist 
in Form sehr gereizter Polemik gegen mich und meinen Standpunkt, 
in verschiedenen Organen der Berliner, Leipziger u. s. w. Versiche- 
rungspresse, der Börsenblätter eine Zeitlang fort. Sie hatte für mich 
keine andere Bedeutung, als mir zu zeigen, dass ich in ein Wespen- 
nest gestochen habe, was ich natürlich voraussah, und dass in einzel- 
nen diesen Blättern ein Ton herrscht, der mit meiner Meinung von 
dem Unfug des Agentenwesens , den Beziehungen zwischen den Ver- 
sicberungs-Actiengesellschaften und dieser sogen. Fach- und Börsen- 
presse in vollstem Einklang stand. Sachliche und unbefangene Wider- 
legungen meiner Auffassung habe ich in dieser literarischen Polemik 
kaum auch nur versucht gefunden. Alles das, was ich aber in der 
mündlichen Debatte gehört und mir irgendwie als Argument gegen 
meine Auffassung beachtenswerth erschien , habe ich für die vorlie- 
gende Arbeit sorgsam berücksichtigt und alle Gründe für und wider 
von Neuem geprüft. Das Ergebniss dieses weiteren Studiums war in 
allem Wesentlichen eine Bestätigung meiner früheren Ansichten. Die- 
selben sind aber mit Hinblick auf die vernommenen Einwände hie 
und da noch etwas anders und umfassender zu begründen versucht 
worden. Einen Einblick in die meinem Vortrag zu Tbeil gewordene 
Benrtbeilung der Versicherungspresse gewährt die Zusammenstellung eini- 
ger, übrigens meistens nicht nur parteiischer, sondern auch ziemlich un- 
vollkommener, lückenhafter und sachlich unrichtiger Referate aus ver- 
schiedenen Blättern dieser Presse in dem Aufsatz »öffentl. Stimmen über 
die sogen. Verstaatlichung des Versicherungswesens«, in den trefflichen 
>Mittheilungen f. d. öffentl. Feuer-Versicher.-Anstalten«, Nr. 4, April 
bis Mai 1880, wo in Randglossen den Gegnern sehr gut replicirt wird. 

Die wesentlichste Förderung in Betreff der Anwendung meiner 
principiellen Auffassung auf das Specialgebiet der Versicherung, zu- 
mal der Feuerversicherung, verdanke ich der mustergiltigen Arbeit der 
Herren v. Hülsen und H. Brämer über die öffentl. Feuerversiche- 
mngsanstalten (s. o. Note 4’). Mit grösster Farbkenntniss wird hier 
die Frage behandelt. Die Argumente für das öffentliche und gegen 
das private, vollends das Versicherungswesen der Actiengesellschaften, 
welche hier vorgebracht werden, sind m. E. unwiderleglich. Wohl 
deshalb ist diese ausgezeichnete Schrift von Anfang an der heftigsten, 
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z. Th. beleidigenden Polemik der Interessenten der Actiengesellschaf- 
tcn ausgesetzt gewesen. Das trat auch in jener mündlichen Debatte 
hervor, v. Hülsen und Krämer sind Vorstand and Secretär des 
Verbands öffentl. Feuerversichernngsanstalten in Deutschland, der den 
Gegnern ein besonderer Dorn im Auge ist. Jene Schrift gilt deshalb 
als tendenziöse Parteischrift, ihre Verfasser mussten denn auch wieder 
in Folge der durch meinen Vortrag angeregten Debatten den Vorwurf 
hören : »wessen lirod ich esse, dessen Lied ich singe« (Zeitschr. f. Ver- 
sicherungswesen u. A. m.), worauf wohl nur zu erwidern ist: »man 
sucht keinen hinter dem Busch, hinter dem man nicht selbst gesteckt 
hat«. Mir hat es denn auch zum besonderen Vorwurf gedient, dass 
ich, wie ich selbst hervorhob, jener Hü Isen-B r ä m e r'sohen Schrift 
viel verdankte und ihr manches specielle Argument und Material ent- 
nahm. Ich kann auch hier nur sagen, dass diese Schrift das weit- 
aus Bedeutendste auf dem Gebiete der principiellen und prac- 
tischen Streitfragen unseres Thema’s ist, eine Schrift, der auf der Ge- 
genseite auch nicht entfernt etwas Ebenbürtiges gegenüber steht. Ge- 
wiss ist sie eine Parteischrift, welche' aber ihre Sache vortrefflich führt 
und überzeugend für jeden in der Frage nicht persönlich Interessirten. 
Zur Ergänzung dienen manche Aufsätze und statistische Materialien 
in den gen. Mittheilungen (vgl. darüber Zeitschrift f. d. g. Stnatsw. 
Jahrg. 1880 S. COS); ferner namentlich die gediegenen statistischen 
Arbeiten H. Brämer’s über die Lebens- und Feuerversicherung in 
Preussen und Deutschland; in Engel’s Zeitschr. d. k. Preuss. Statist. 
Bureau’s, zuletzt für 1877 und 78 in Jahrg. 1880 S. 185 ff. 

Auch diese Arbeiten begegnen von der anderen Seite heftigen An- 
griffen, sie seien tendenziös, wollten überhaupt eine statistische Auf- 
gabe lösen, welche sich mit dem vorhandenen Material gar nicht lö- 
sen lasse n. dgl., — Einwände, die auch mir bei der Benützung dieses 
Materials gemacht worden sind. Das Unbegründete des Vorwurfs der 
»Tendenz« ergibt sich beim Stadium dieser Arbeiten, denn man kann 
das nicht »Tendenz« nennen, dass die Zahlen in Folge sehr geschick- 
ter Gruppirung und der Berechnung einiger charakteristischer ZiSern 
sehr beredt sind. Dass das Urmaterial nicht durchweg gleichartig und 
hie und da lückenhaft ist, bestreitet Gräm er selbst nicht; es reicht 
aber für den Zweck dieser vergleichend statistischen Arbeit aus und 
ist nirgends willkürlich oder parteiisch ergänzt und behandelt. So- 
weit das Urmaterial aber selbst zu wünschen übrig lässt, ist die Hal- 
tung der Interessenten des privaten, bes. des Actienversicherungswe- 
sens auch seltsam widerspruchsvoll genug. Zieht man Schlüsse, welche 
diesen Herren nicht gefallen, welche sie aber nicht widerlegen können, 
so heisst es, das Material ist ganz unbrauchbar, was mir in jenen De- 
batten auch entgegen gehalten wurde. Gilt es aber, mit den einmal 
vorhandenen Zahlen etwas den Gesellschaften Günstiges zu beweisen. 
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in der Presse, in Annoncen , in Circulurcn mit den Zahlen Reclame 
ZQ machen, so sind diese letzteren »ganz exact und zuverlässige. Will 
man gesetzlich oder im Verordnungswege die Veröffentlichungen vor- 
schreiben , oder verlangt man verbesserte und gleichmässige, so soll 
das wieder eine ungerechtfertigte Einmischung des Staats sein, die 
ausserdem doch nichts nOtze , denn nur die Fachleute, welche bis 
in's Speciellste die Bücher der Gesellschaften prüften, könnten eich 
richtig informiren, und auch diese unterlägen hier noch der Gefahr 
der Täuschung; die gewöhnlichen Ausweise seien ohne viel Werth. 
Mit solchen und ähnlichen Argumenten wird z. ß. in den sehr ten- 
denziösen und reclamebaften Jahresberichten über den Zustand des 
deutschen Lebensversiuberungswesens , welche , in Concurrenz mit der 
bekannten Publication der Gothaer Bank im »Bremer Handelsbl.« , in 
der »Berl. Börsenztg.» (dem Vornehmen nach vom Bureau der Stettiner 
»Germania*, der bedeutendsten deutschen Lebensversicherungs-Actien- 
gesellschaft) veröffentlicht werden, gegen eine Controle durch staat- 
liche Versicherungsämter u. dgl. m. opponirt, — in demselben Augen- 
blick, wo man aus dem vorhandenen statistischen Material freilich 
recht ungenügend den Beweis für die Tüchtigkeit des Actienversiche- 
rungswesens zu führen sucht. Was man aber dem Publikum an ten- 
denziöser, geradezu falscher Statistik von solchen Seiten aus zu bieten 
wagt, zeigen die Gewinnberechnungen, welche das Organ der Actien- 
gesellschaften der Feuerbranche, das »Vereinsblatt f. deutsches Ver- 
sicherungswesen«, jährlich liefert, Berechnungen, welche das schon ge- 
nannte Organ der öffentl. Anstalten jedesmal schlagend berichtigt 
(S. Jhrg. 1880 d. Zeitschrift f. d. g. Staatsw. S. 004, wo Beispiele angegeben 
sind). Auch sonst ist die — Dreistigkeit zu bewundern, mit der Organe 
der interessirten »Fach«-Pres8e unliebsameTbatsachen einfach ableugnen, 
auch wenn sie sie anderswo selbst mittheilen. So hat eines dieser 
Organe (Saski's Ztsebr. f. Versicherungswesen) die von mir aus dem 
öffentl. Curszettel entnommenen Daten über die vorgekommene 
Höhe von Dividenden der Lebensversicherungs-Anstalten, die es selbst 
an anderer Stelle ebenso bringt, als unwahr bezeichnet! (Vgl. die 
»öffentl. Mittheil.« 1880 S. 32.) Für die Statistik vergl. übrigens 
noch das reichhaltige »Assecuranz-Jahrbuch« von A. Ehrenzweig, 
1. Jg. 1880 (Wien), worin trotz eines den öffentlichen Anstalten geg- 
nerischen Standpunktes die Brämer'scbe Statistik aufgenommen ist. 
Bezüglich der Lebensversicherung s. bes. die mit ihrer Zahlengrup- 
pirung ebenfalls den Actiengesellschaften höchst unbequeme, aber ganz 
correcte Arbeit der Gothaer Lebensversicher.-Bank im »Brem.H.-Bl «, 
und dann separat, so im Herbst 1880 für 1879 erschienen: eine un- 
gleich objectivere Arbeit als die Publication der »Berl. Börs, Ztg« 

Zur weiteren Vervollständigung der Argumente für das öffentl. 
Feuerversicherungswesen, die mitunter aber auch für die anderen Zweige 



Digilized by Google 




10 



gelten, 8. die »Verhandlungen der Conferenz von Vertretern öSentl. 
Feuerversicherungs-Anstalten in Deutschland 1867 zu Berlin« , Berl. 
1868. In Betreff der gegnerischen Auffassungen kann ziemlich auf die 
ganze Versicherungsfachpresse verwiesen werden. Wo die besten Gründe 
sind , das wird für den Unparteiischen leicht zu erkennen sein. Das 
Beste zur Frage vom Standpunkte des Privatbetriebs der Feuerver- 
sicherung ans sagt Hopf in der gen. Schrift, Note 2, der Vertreter der 
grössten und gediegensten privaten Gegenseitigkeits anstatt in 
Deutschland, der Gothaer, also desjenigen Systems privaten Betriebs, 
das immerhin ganz anders als das der Actiengesellschaften zu beur- 
tbeilen ist. 

Mit manchem einzelnen Argument für und wider, das spe- 
cielle Zweige der Versicherung betrifft, werden wir uns erst in den 
für später beabsichtigten Aufsätzen über die Feuer- und die Lebens- 
versicherung beschäftigen, ln Betreff der letzteren scheint mir die 
Kritik von Ph. Geyer in dem Holtzendorff-Brentano'schen Jahrb. des 
d. Reichs Jg. 1877 u. 78 (hier eine Abwehr verschiedener Angriffe gegen 
den 1. Aufsatz) grösstentheils vollkommen zutreffend und durch die Re- 
plik des anderen Theils keineswegs widerlegt. Die im Einzelnen ganz 
tüchtige Schrift v. Elster, »die Lebensversicherung in Deutschland«, 
Jena 1880 (s. Zeitschrift f. d. g. Staatsw. 1880 S. 604) und Conrnd's Jahrb. 
1881 Heft 1 , mit der Kritik von Waiden und dem sich anschliessenden 
kleinen Aufsatz von mir) berührt auch die allgemeineren Fragen die- 
ses Artikels mehrfach, geht aber nicht genau und scharf genug darauf 
ein. Sie leidet daran, den Ausgangspunkt der Erörterung mehr im 
Rechtlichen, als im Oekonomischen zu nehmen, was zu falschen Schlüs- 
sen über das eigentliche Wesen der Versicherung führen muss. In 
dem genannten Artikel in C o n r a d's Jahrbüchern habe ich dies 
näher nachzuweisen und den Unterschied zwischen der rechtlichen und 
der ökonomischen Auffassung der Versicherung darzulegen gesucht. 

II. 

Wie bei den erwähnten anderen Einrichtungen des Ver- 
kehrswesens und der lokalen Gemeinbedtirfnisse, so zeigt sich 
auch bei dem Versicherungswesen die für unsere Frage wich- 
tige Thatsache, dass dasselbe, mit verschwindenden Ausnahmen 
in einem einzigen Zweige, der Seeversicherung, nirgends von 
der gewöhnlichen I n d i v i d u a 1 wirthschaft einer einzelnen 
physischen Person (Pr ivat wirthschaft im engsten Sinne) be- 
trieben wird und auch nicht wohl betrieben werden kann. Eine 
solche Wirthschaft ist nach der Arbeitskraft, nach dem eigenen 
Capital und dem Credit, Uber welche sie verfügt, nach ihrer 
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Abhängiglceit von den den Versicherer als physische Person 
treffenden Ereignissen (Tod, Erhgang), nach den ihr zu Ge- 
bote stehenden Organisatiousmitteln (räumliche und zeitliche 
Ausdehnung), in der Regel nicht geeignet, die Aufgabe des 
Versicherers im Versicherungswesen zu übernehmen und genü- 
gend auszuführen. Schon dieser Umstand ist bedenklich für die 
Auffassung der Versicherung als gewöhnliches wirthschaft- 
liches »Geschäft« und für die aus diesem vermeintlichen Cha- 
rakter eines »Geschäfts« gezogenen Schlüsse hinsichtlich der 
richtigen Gestaltung des Verwaltungsrechts des Versicherungs- 
wesens. 

Die Wirthschaften, welche in der privatwirthschaftlichen 
Organisation die Versicherung als Versicherer ausführen, sind 
vielmehr regelmässig künstliche Bildungen des Rechts 
und können das nicht wohl anders sein : entweder E r w e r h s- 
gesellschaften Dritter, namentlich, bei uns so gut wie 
ausschliesslich, Äctiengesellschaften, oder ge nossenschaft- 
liche Vereinigungen der Versi cherten selbst, sogen. 
Gegenseitigkeitsgesellschaften. Nur solche Wirth- 
schaften können die nothwendigen Bedingungen des Versiche- 
rungswesens, angemessene ununterbrochene Zeitdauer, eventuell 
nothwendige örtliche Ausdehnung, Verfügung über das erfor- 
derliche Betriebs- und Garantiecapital, überhaupt Führung des 
ökonomisch und technisch durch die Natur der Versicherung 
gebotenen Betriebs ordentlich erfüllen. Wirthschaften dieser 
Art haben gegenüber den Individualwirthschaften bekannte 
Mängel und Vorzüge. Beides theilen sie im Princip durchaus, 
nur etwa dem Grade nach verschieden, mit den »öffent- 
lichen« Unternehmungen und Anstalten des Staats und an- 
derer politischer Körper. Deswegen sind, wieder ganz ähnlich 
wie in der verwandten Streitfrage der »Privat«- und Staats- 
bahnen , der Privat- und Staatsbanken, die üblichen Ein- 
wände gegen »öffentlichen« Betrieb der Versicherung auch 
schon von vorneherein ziemlich nichtssagend, denn sie las- 
sen sich im Wesentlichen ebenso gegen den bestehenden Ge- 



13) S. darüber meine FinanzwiBsenschaft I , 2. Anfl. § 244. 

Waguer, VersicherangftweBea. 2 
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sellschaftsbetrieb erheben, ohne natürlich auch hier zu ent- 
scheiden, da eben einmal in Ermangelung öffentlichen Betriebs 
nur derjenige durch Erwerbs- oder Gegenseitigkeitsgesellschaf- 
ten in Frage steht. 

Diese beiden privatwirthschaftlichen Formen haben nun 
jede wieder in ihrer Anwendung auf dem Versicherungsgebiet 
besondere Vorzüge und Nachtheile im Vergleich miteinander. 
Würde es sich wirklich unbedingt nur um die Wahl einer von 
beiden handeln, so würde nach einer Abwägung dieser Vorzüge 
und Nachtheile die allgemeine Entscheidung zu treffen sein, 
welche nach einzelnen Versicherungszweigen und bei demselben 
Zweige nach den concreten Zeit- und Landesverhältnissen übri- 
gens wieder verschieden ausfallen kann. Wie im vorigen Ab- 
schnitt schon erwähnt, dreht sich die Streitfrage nach weit 
verbreiteten Anschauungen in der That nur um die Wahl zwi- 
schen der Erwerbs- oder »speculativen«, concreter gesprochen, 
meistens der durch Actiengesellschaften betriebenen Versiche- 
rung und der Gegenseitigkeit. Aber auch hier muss wieder be- 
merkt werden, dass die wichtigere Frage doch die Wahl zwi- 
schen dem öffentlichen und dem Privatbetrieb der Versicherung 
betrifft. Soweit bei jenem eventuell auch wieder eine selbstän- 
dige Erwerbstendenz des Versicherers als solchen zur Frage 
kommen kann, würde dann hier ebenfalls zwischen dem vollen 
oder reinen Gegenseitigkeitsprincip und dem wenigstens mit- 
spielenden Erwerbsprincip zu entscheiden sein. Um eine be- 
stimmte wissenschaftliche Terminologie einzuführen, empfiehlt 
es sich vielleicht, im öffentlichen Versicherungsbetrieb des er- 
sten Falls von öffentlicher Versicherungsanstalt, im zweiten 
Falle von öffentlicher Versicherungs un t e r n e h m u n g zu 
sprechen ^‘). Diese Unterscheidung hat indessen beim öffent- 
lichen Betrieb practisch regelmässig nur eine geringere Be- 
deutung, jedenfalls eine viel geringere als die analoge von Er- 
werbs Unternehmung und Gegenseitigkeits anstatt beim 
privaten Versicherungswesen, weil die Erwerbstendenz der öf- 
fentlichen Unternehmung nur untergeordnet zu sein pflegt. 

14) Vgl. Sax, Verkehrsmittel I, 80. 
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Für unsere Hauptfrage, für die Wahl zwischen öffentlichem 
und privatem Versicherungswesen , ist es nun natürlich sehr 
wesentlich, ob es sich bei dem letzteren um Erwerbsunterneh- 
mungen oder Gegenseitigkeitsanstalteu handelt. Die zweite 
Gattung theilt gerade wieder einige entscheidende Vorzüge, 
wie billigere Befriedigung des Versicherungsbedürfnisses, Zu- 
fallen des Gewinns an die Versicherten selbst, Vermeidung be- 
denklicher Practiken, welche leicht aus der geschäftlichen Er- 
werbstendenz hervorgehen, mit dem öffentlichen Versicherungs- 
wesen. Sie repräsentirt hier den freien Verein (die »freie Ge- 
meinwirthschaft«) gegenüber dem öffentlichen, auf dem Rechts- 
zwangberuhenden Verband (der »Zwangsgemein wirthschaft«)*®). 
Beide Formen unterscheiden sich vielfach auf dem Versiche- 
rungsgebiete in derselben Weise wie auch sonst. Stände nur 
die private Gegenseitigkeitsgesellschaft mit dem öffentlichen 
Versicherungswesen zur Wahl, so würde die Entscheidung 
schwieriger, weil sich beide in Vorzügen und Mängeln weniger 
scharf unterscheiden. Damit würde aber auch der Ausfall der 
Wahl weniger wichtig. 

Anders liegt die Sache wegen der Concurrenz der privaten 
Erwerbsunternehmungen, noch dazu, da diese meistens in 
der Form der A ctiengesellschaft erscheinen. Sie sind 
hier in besonderem Grade Repräsentanten des modernen spe- 
culativen Privatkapitalismus, zeigen dessen unbestreitbare pri- 
vatökonomischen und technischen Glanzseiten, aber auch dessen 
tiefe Volks wirthschaftliche und socialpolitische Schattensei- 
ten. Eis tritt in ihnen die ganze Kraft und wirthschaftliche 
Leistungsfähigkeit des associirten Privatkapitals hervor, wie 
sie ein intelligentes Verwaltungspersonal, das nur auf Gewinn- 
erzielung sieht und in diesem Streben bei den Unternehmern, 
den Actionären, alle Unterstützung findet, entwickeln kann. 
Die »geschäftsmännische«** Behandlung aller Einzelheiten hat 
hier vor der leicht zu bureaukratischen der öffentlichen An- 
stalten und vor der leicht rein empiristischen, dilletantischen 
vieler besonders kleiner, lokaler Gegenseitigkeitsvereine manchen 



15) Nach meiner Terminologie in der Grundlegung §§ 150—160. 

2 * 
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Erfolg voraus. Es wird ja auch nur die Coiisequenz aus der 
Auffassung der Versicherung als ein »Gewerbe«, als ein 
»Geschäft« gezogen. Die Ausdehnung des Geschäfts wird 
mit allen Mitteln betrieben (Agentenwesen, Agenturprovisio- 
nen, Hausiren der Agenten, Reclaiue, Pressverbindungen, An- 
locken des Publikums, Erschwerung der richtigen Einsicht in 
die Bedingungen des Versicherungsvertrags, Benützung der vor- 
geschriebenen oder freiwilligen Veröffentlichungen über die 
Geschäftslage zur Ileclame und dennoch gleichzeitig Behaup- 
tung, dass Niemand aus diesen Veröffentlichungen den wahren 
Stand eines Versicherungsunternehmens erkennen könne u. s. w., 
s. o. Note 12). Es ist nicht unwahr, dass die Versicherungs- 
actiengesellschaften Bedeutendes bei uns wie in anderen Län- 
dern für die Verbreitung der Versicherung, besonders der Feuer- 
und der Lebensversicherung gethau haben. Bei völliger Gleich- 
stellung im Recht ist es nicht unwahrscheinlich, dass sie die 
öffentlichen Anstalten und die privaten Gegenseitigkeitsvereine 
verdrängen. Manche Symptome eines solchen Erfolgs liegen auch 
in Deutschland vor. lu einem solchen »Siege in der Concur- 
renz« des »Kampfs um’s Dasein« wird man aber gern wieder 
den Beweis für das bessere Organ isationsprincip, für die grös- 
sere wirthschaftliche Leistungsfähigkeit finden. 

Man muss nur auf der anderen Seite nicht übersehen, dass 
ein solcher Schluss mit von dem Urtheil über die Mittel der 
Concurrenz und von der Erwägung ander weiter Um- 
stände abhängt. Es verhält sich nachweisbar auch auf dem 
Gebiete des Versicheruugswesens mit dem Concurrenzprincip 
so wie überhaupt im modernen privatwirthschaftlichen Verkehr. 
Die Concurrenz führt nur zu leicht dazu, in der Wahl der Mit- 
tel zur Erhaltung und Ausdehnung des Geschäfts nicht allzu 
scrupulös zu sein, und nöthigt dann bald auch die Wider- 
strebenden zu dem gleichen Verfahren. Ein frappantes Beispiel 
bietet in der neuesten deutschen Geschichte der Lebensver- 
sicherung die Steigerung der Agentenprovisionen, besonders der 
Anwerb- und Abschlussprovisionen ; die dadurch mit herbeige- 
ftthrte Anlockung ungeeigneter Elemente zum Abschluss eines 
Versicherungsvertrags; der baldige Wiederabfall solcher Per- 
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sonen; die Erzielung unsolider Gewinne bei deren Austritt für 
das Unternehmen ; die Einführung der sogen. Z i 1 1 m e r’schen 
Methode der Verrechnung der Abschlussprovisionen, wobei diese 
als ein fingirtes Activum vorgetragen , zum Deckungskapital 
hinzugerechnet und erst allmälig amortisirt werden *'). Oeffent- 
liche Anstalten oder auch private Gegenseitigkeitsvereine wer- 
den allerdings mit solchen Mitteln unter Umständen verdrängt 
oder auf denselben Weg im Betrieb gedrängt. Spricht der 
Sieg in der Concurrenz dann wirklich für das »bessere« 
Organisationsprincip V 

Ferner sind aber eben noch andere Momente mit 
zu erwägen. Das Princip der Concurrenz und die ganze in- 
nere Einrichtung einer Erwerbsunternehmung für Versiche- 
rung fuhren allerdings zu mancher privat wirthschaftlich 
zweckmässigen Gestaltung, energische Leitung, Ausnützung 
der Arbeitskräfte, Spansamkeit der Verwaltung u. s. w. So 
wird z. B. mitunter — keineswegs allgemein — ceteris pa- 
ribus eine solche Unternehmung in ihrer inneren Organisa- 
tion ein Muster privatökonomischer Wirthschaftlichkeit und 
technischer Tüchtigkeit sein und darin die öffentliche Anstalt 
und die Gegenseitigkeitsgesellschaft überragen. Dieselbe Wahr- 
nehmung wie nicht selten auf anderen Gebieten, z. B. bei 
Verkehrsanstalten , Banken , Bergwerken , Fabriken. Aber 
auch hier ist die privatökonomische und technische Tüchtig- 



IG) Vgl. hier bea. den in Note 12 gen. 1. Aufa. von Ph. Geyer, 
auch Elster S. 56 ff. Die Abschluasproviaionen der Agenten sind 
von 10—25 Proc. der Prämie auf 1 — 2 Proe. der Versicherungs- 
summe gestiegen! Eb. S. 02. — Bei Lebzeiten gingen von der 
Versicherung während der bisherigen Betriebszeit bis incl. 1379 ab, 
d. h. grossentheils (nicht ausschliesslich) fielen von der Versiche- 
rung auf den Todesfall wieder ab: bei der Gothaer Gegens.-Anst. nur 
13.'’® , bei der Stettiner Actieugesellschaft »Germania« dagegen 45.“ 
Proc. der Versicherungssumme ! S. den Bericht für 1878 aus d. Br.- 
Handelsbl. S. 15. Elster’s Erklärung (S. 65) dieser Erscheinung, dass 
bei den jüngeren Anstalten mehr Arbeiter, Handwerker, kleine Leute 
versichert seien, die unter der wirthschaftlichen Krisis besonders litten, 
reicht nicht aus und lässt die Thataache selbst in einer Hinsicht nur 
noch bedenklicher erscheinen. 
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keit des einzelnen Unternehmens und seiner üeberlegenheit 
über Concurrenzanstalten , welche auf anderen Principien be- 
ruhen , noch keineswegs mit der v o 1 k s wirthschaftlichen 
Ausgezeichnetheit und Üeberlegenheit des ganzen Erwerbs- 
Versicherungswesens identisch. Wiederum ein Fehler im Schlies- 
sen , der auch sonst bei der Vergleichung von gewöhnlichen 
Privatgeschäften und Erwerbsgesellschaften mit öffentlichen 
Unternehmungen und Genossenschaften begangen wird. Es 
bleibt dabei nemlich ganz unbeachtet, dass die rein privat- 
wirthschaftliche Organisation volkswirthschaftlicher Verhält- 
nisse unter dem Walten der desorganisirenden freien Concur- 
renz unvermeidlich zu einer ungeheuren Vergeudung von Ar- 
beitskräften und Capitalien für die ganze Volkswirth- 
schaft führt; mindestens solange, bis nicht aus dem rück- 
sichtslosen Concurrenzkampf ein oder einige wenige, riesig 
grosse Unternehmungen als Sieger hervorgehen, demnach 
factische Monopole entstehen, womit dann bei aller privat- 
wirthscbaftlich tüchtigen Leistung volkswirthschaftliche und 
socialpolitische Interessen wiederum in hohem Maasse gefähr- 
det erscheinen. Gerade auf dem Versicherungsgebiet lässt sich 
diese Vergeudung leicht nachweisen. Eine ungemeine Zer- 
splitterung des Betriebs, daher des Verwaltungsapparats ist 
jm ersten Stadium des Concurrenzkampfs die Folge. Eine 
Menge einzelner Unternehmungen entstehen, betreiben an den- 
selben Orten gleichzeitig dasselbe Geschäft und häufen da- 
durch, da sie auch bei kleinem Betrieb am Material und Per- 
sonal nicht allzu viel spareu können, grosse Kostensummen 
auf; diese müssen v o 1 k s wirthschaftlich zum Theil als Ver- 
lustposten gelten , weil sie nicht unbedingt nothwendig , son- 
dern bei einer anderen Organisation der Versicherung zu ver- 
meiden wären: nemlich bei der einheitlichen Leitung 
und Con Centration in grossen öffentlichen An- 
stalten. Bei einem Vergleich zwischen einer öffentlichen 
Immobiliarfeuerversicherungs-Anstalt mit Zwangsbeitritt und 
der Menge privater Mobiliarversicherungs-Geschäfte, welche 
auf demselben örtlichen Gebiet arbeiten ergiebt sich z. B. 

17) So fungirt völlig ausreichend und wohlfeil in Berlin die 
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hier ein frappanter Vortheil zu Gunsten des ersten Systems: 
derselbe wird volkswirthschaftlich meistens schwerer wiegen 
als der Voi theil eines etwas coulanteren (ohnehin gerade dann 
nicht immer unbedenklicheren) und technisch-ökonomisch et- 
was zweckmässiger eingerichteten Betriebs der einzelnen 
Privatanstalten. Man zieht im ersten Falle eben hier den 
Nutzen aus der Befolgung des Grundsatzes planmässig 
geregelter, einheitlich geleiteter, zweckmäs- 
sig centralisirter wirthschaftlicher Thätigkeit. 

Freilich begegnet eben deswegen eine solche Organisa- 
tion dem principiellen Ein wand vom Standpunkte der Ver- 
kehrsfreiheit aus, dass das »Socialismus« sei oder dazu führe. 
Man nenne es so , aber gestehe dann doch unbefangen zu, 
dass die Forderung »planmässiger Regelung« der 
wirthschaftlichen Thätigkeiten an sich eine eminent be- 
rechtigte, weil dem Princip der Wirthschaft- 
lichkeit: Minimum von Kraftaufwand und 
Maximum von Effect, entsprechende , und der Mangel 
solcher Regelung einer der Hauptschäden unserer Volkswirth- 
schaft sei. Nicht die Forderung als solche kann man an- 
greifen , sondern man muss denen , welche sie zum unbe- 
dingten Princip der volkswirtbschaftlichen Organisation und 
Rechtsordnung erheben , also extremen Socialisten , wie den 
Stimmführern der Socialdemokratie , nur einwenden , dass sie 
wenigstens nach dem heutigen Stande der Oekonomik und 
Technik, nur selten verwirklicht werden kann. Wo aber ein 
Fall letzterer Art vorliegt, ist es ein hochwichtiges, volks- 
wirthschaftliches und socialpolitisches Interesse, sie erfüllt zu 
sehen ’®). So verhält es sich mit mehreren der im vorigen 
Abschnitt erwähnten Beispiele passender gemein- statt pri- 



eine gproaae öffentliche, auf dem Princip des Zwangsbeitritts beruhende 
städtische Feuercasse für die Immobilien mit einer Versiche- 
rungssumme von 1831 Mill. M. E. 1878. Das Mobiliar-Feuerversicher.- 
Geschäft vertheilt sich mit einer Summe von 1632 Mill. M. zu derselben 
Zeit auf 29 verschiedene Anstalten, mit Summen von 160 — 3 Mill., 
ja bis ‘h Mill. herab. 

18) Vgl. meine Grundlegung, 2. AuS. § 109» ff. 
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vatwirthschaftHcher Uebernabme und so auch mit wichtigen 
Zweigen des Versicherungswesens. 

In dieser Möglichkeit planmässig gere- 
gelter Einrichtung für ein grosses Verkehrsgebiet 
liegt aber auch der principielle Vorzug des öf- 
fentlichen V o r d e m V e r s i c h e r u n g s w e s e n der 
privaten Gegenseitigkeits-Gesellschaften. 
Diese könnten manche Mängel der privaten Erwerbsunterneh- 
mungen vermeiden, namentlich alle die berührten, welche di- 
rect oder indirect aus der Erwerbstendenz hervorgehen, wofür 
freilich auch die aus dieser entspringenden Vortheile , die 
Energie des Betriebs u. s. w. leicht fehlen werden. Jener 
volkswirthschaftliche Hauptfehler, Kräfte zu vergeuden und 
zu missleiten, wäre jedoch einem System selbst der tüchtigsten 
Privatgegenseitigkeitsanstalten inhärent. 

Zu Gunsten der Privatgesellschaften und gegen die öffent- 
lichen Anstalten wird dann freilich wohl aus dem Wesen des 
Privatbetriebs und seiner üblichen Zersplitterung in zahlreiche 
Unternehmungen das Princip der Vertheilung oder 
Zertheilung der Risikos abgeleitet und von unseren 
Gegnern mit Vorliebe in’s Feld geführt. Dadurch werde die 
grösstmögliche Sicherheit der Leistungsfähigkeit des Versich- 
erers erreicht und durch die Ausbildung der Rückversicherung 
noch gesteigert. Mit diesem Argument kann man aber offen- 
bar nur gegen kleine lokalisirte öffentliche wie auch 
private Gegenseitigkeitsanstalten etwas beweisen. Bei gros- 
sen öffentlichen Anstalten, z. B. Provincial-Peuer- 
societäten, wie wir sie voraussetzen, die unter sich wieder in 
einem grösseren Rückversicherungsverband stehen — eine Vor- 
aussetzung und Forderung, die mir seltsamer Weise als dem 
System der öffentlichen Anstalten widersprechend bezeichnet 
wurde — ist wegen der weiten örtlichen jVusdehnung des Be- 
triebs die Sicherheit keine geringere, und selbst mit dem 
Auslände würden Rückversicherungen nicht ausgeschlos- 
sen sein. 

Eis spricht aber noch ein anderes allgemeines Moment 
zu Gunsten öffentlichen und gegen privates Versicherungs- 
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wesen; man entgeht damit den aus serord entliehen 
Schwierigkeiten einer Regelung des Verwal- 
tungsrechts der privaten Versicherung und kommt 
aus den vielen peinlichen Dilemmas, welche hierbei sonst nicht 
zu vermeiden sind , heraus. Grade über die Principien und 
die einzelnen wichtigeren wie nebensächlicheren Bestimmungen 
dieses Verwaltungsrechts gehen die Ansichten weit auseinander 
und werden die Erfahrungen so höchst verschieden ausgelegt. 
Ob möglichst Regelung durch Gesetz oder weite Gompetenz 
der Verordnungsgewalt; ob Concessionssystem , Eingreifen in 
das Materielle der Statuten der Versicherungsanstalten und 
fortlaufende materielle Controle etwa durch Staatscommissarien 
neben den Gesellschaftsorganen oder System der Normativ- 
bedingungen , deren mehr nur formell nachzuweisende Er- 
füllung den Anspruch auf Anerkennung der rechtlichen Exi- 
stenz einer Gesellschaft giebt; ob strengere oder laxere An- 
forderungen bei dem Concessionssystem wie in den Normativ- 
bedingungen ; ob beständige wenigstens formelle oder mehr 
eingreifende materielle Controle durch eigene fachmännische 
technische Behörden (Versicherungsämter) oder Eintreten sol- 
cher Controle nur unter gewissen Bedingungen, von Fall zu 
Fall oder ob überhaupt nur Begnügen mit der Forderung ge- 
wisser Veröffentlichungen und mit der Aufstellung bestimmter 
Grundsätze für civil- und strafrechtliche Verantwortlichkeit 
der Gesellschaftsorgane ; welche Postulate in Bezug auf die 
Principien der Publicität und dieser Verantwortlichkeit: dies 
und noch manches Andere sind nicht nur schwierig zu beant- 
wortende Fragen, sondern auch Fragen, deren mögliche ver- 
schiedene Beantwortung jedesmal wieder weitgehende , neue 
Bedenken erregende Consequenzen mit sich führt. Strengere 
verwaltungsrechtliche Bestimmungen, wie z. B. in einem vor- 
sichtigen Concessions- und Controlsysteni, in scharfen Norma- 
tivbedingungen können eine missliche rechtliche , mindestens 
moralische Verantwortlichkeit der Staatsverwaltung involviren, 
die eigene Fürsorge der Interessenten lähmen , eine freiere, 
aber noch gesunde und solide Entwicklung des Versicherungs- 
wesens hemmen und doch anderseits vielleicht noch keine ge- 
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nOgende Garantie der Solidität gewähren. Der Eingriff in 
die Organisation und den Betrieb von Versicherungsanstalten 
kann auch nach der vermögensrechtlichen Seite wahrhaft 
peinlich werden, so dass die förmliche Uebernabme in öffent- 
liches Eigenthum und öffentliche Verwaltung auch für die 
Interessenten, für » Privateigen thümer« als das geringere Uebel 
erscheint. Es geht auch hier ähnlich wie im Eisenbahnwesen : 
von >Rechten« neben all den »Pflichten« bleibt dem contro- 
lirten »Eigenthümer« nicht mehr viel übrig. Ein laxeres Ver- 
waltungsrecht des Versicherungswesens wird wieder nur zu 
leicht gar wenig Bürgschaft für gute Organisation und soli- 
den Betrieb bieten, dem Schwindel und der unsoliden Con- 
currenz vollends die Thür öffnen, das Vertrauen des Publicums 
wird nicht erweckt oder missbraucht und in beiden Fällen 
unterbleibt die wünschenswerthe Entwicklung dieses wichtigen 
wirthschaftlichen Zweigs. Ein gut geregeltes öffent- 
liches Versicherungswesen bietet hier in der That einen 
Ausweg aus oft gerade zu verzwickten Verhältnissen des pri- 
vaten Versicherungswesens und seines Rechts ^“). 

Aber — liegt nicht gerade hier die Hauptschwierigkeit? 
Ist überhaupt diese Forderung eines gut geregelten öffent- 
lichen Versicherungswesens zu erfüllen? Beruht nicht am 
Ende die ganze bisherige Erörterung auf einer petitio prin- 
cipii, eine solche »gute Regelung« ohne Weiters als vorhan- 
den , oder doch als möglich und nicht allzuschwer erreichbar 
anzunehmen , während die Gegpier gerade mit der U n m ö g- 

19) Die Ansichten über die zweckmässige Ordnung des privaten 
Versicherungswesens haben sich zwar bei nns gegenwärtig wohl etwas 
genähert, aber welche Verschiedenheit der Forderungen noch heute, 
z. B. in den Artikeln der Versicherungspresse und in den Gutachten 
u. a. w. der Anstalten bezüglich der reichsgesetzlichen Regelung des 
Versicherungswesens ! Man vergleiche z. B. den Standpunkt der Gothaer 
Lebensversich.-Bank (Hirt h’s Annalen 1880, u. Zeitschrift f. d. g. Staatsw. 
1880 S. 198), der Carlsruher Versorgungsanstalt (in den Mittheilungeu 
der Direction an ihre Agenten u. s. w.), als Gegenseitigkeitsanstalten 
mit dem Standpunkte der »Germania« und anderer Actiengesellschaften 
bezüglich der Bestimmungen über die Prämienreserve, die Veröffent- 
lichungen, die Controle u. s. w. 
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lichkelt, diese Forderung zu erfüllen, ihr Verlangen nach 
rem privatwirthschaftlicher Organisation dieses wirthschaft- 
lichen Gebiets fast am Erfolgreichsten stützen? Denn Män- 
gel und Schwächen dieser letzteren Organisation bestreitet 
doch am Ende auch auf dieser Seite kein Unparteiischer, nur 
dass es heisst, man bekämpfe sie soviel als möglich, aber 
nehme sie im Debrigen mit in den Kauf, weil diese Organi- 
sation doch wenigstens bedeutsame practische Ergebnisse und 
günstigere aufweist, als sie nach der Erfahrung oder nach 
der Natur der Sache, hier dem Wesen des öffentlichen Be- 
triebs, bei letzterem in Aussicht stehen. 

Die Frage nach der Möglichkeit eines gut geregelten 
öffentlichen Versicherungswesens muss für die Beantwortung 
wohl in drei Fragen zerlegt werden, nemlich in Betreff des 
Versicherungswesens im Ganzen, dann in Betreff seiner 
einzelnen Zweige und endlich hinsichtlich bestimm- 
ter Länder und Zeitpunkte. Man wird bei der Be- 
antwortung apriorisch aus dem Wesen, der Technik der Ver- 
sicherung, sowie aus dem Wesen des öffentlichen Betriebs 
wirthschafllicher Thätigkeiten gewisse Schlüsse für das ganze 
Gebiet und für einzelne Zweige ableiten müssen und dürfen, 
wobei dann für die Anwendung auf den Fall in der Praxis 
die Zeit - und Ortsverhältnisse mit berücksichtigt werden 
können. Wie immer ist darauf auch hier durch die Unter- 
suchung der Erfahrungen möglichst die Probe auf die Rich- 
tigkeit der gezogenen Schlüsse zu machen. In dieser Be- 
ziehung muss man sich freilich unvermeidlich bescheiden, weil 
nur aus einzelnen Ländern und nur für wenige ein- 
zelne Zweige Erfahrungen über öffentliches Versicherungswesen 
vorliegen und diese Erfahrungen mit Vorsicht zu verallge- 
meinern und auf andre Länder und Zeiten nicht ohne Wei- 
teres zu übertragen sind. Gerade für Deutschland ist es aber 
wichtig, dass in einem Hauptzweige, der Feuer Versicherung, 
und einer Hauptart derselben , der Immobilien Versiche- 
rung sehr werthvolle Erfahrungen öffentlichen Versicherungs- 
wesens vorliegen, welche in allem Wesentlichen durchaus zu 
Gunsten des letzteren sprechen. 
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Was zunächst das Versicherungswesen iils Ganzes an- 
langt, so ist für die Möglichkeit eines gut geregelten 
öffentlichen Betriebs vor Allem auf die ganze Technik 
und Oekonomik der Versicherung hinzuweisen. Die hier 
vorliegenden Aufgaben sind solche, wie sie mit dem öffent- 
lichen Beamtenthum der Culturstaaten auch sonst vielfach zu 
lösen sind. Sie haben mit andern Thätigkeiten der Inneren 
Verwaltung, der Polizei-, der Finanzverwaltung viele Äehn- 
lichkeit , in einzelnen Zweigen in hohem Grade, so z. B. 
die Aufgaben der Baupolizei und der Immobiliar- Feuerver- 
sicherung, diejenigen der Beamten-, Wittwen- und Waisen- 
cassenverwaltung und eines allgemeineren Rentenversicherungs- 
wesens. Der Natur der Sache nach muss ferner die Organi- 
sation des Versicherungswesens in gewissen Grundzügen und 
die Verwaltung des.selben in manchen Einzelheiten ganz gleich- 
artig sein, einerlei ob es sich um öffentliches oder privates 
Versicherungswesen handle. Nicht minder sind die erforder- 
lichen Arbeiten in beiden Fällen von einem ähnlich gebildeten 
und ähnlich amtlich gestellten Personal auszuführen. Es lässt 
sich weder aus der Natur der Versicherung , noch aus dem 
Wesen des Staats und anderer öffentlicher Körper ein Grund 
ableiten, warum die vorkommenden Thätigkeiten von öffent- 
lichen Beamten irgend schlechter als von den Privatbeamten 
der Gesellschaften ausgeführt werden sollten. Wenn die Pri- 
vatbeamten durch die Aussicht auf Gewinnantheil u. dgl. m. 
stärker ange.spannt werden könnten, so ist ja die Anwendung 
eines rationellen Tantiemesystems auch beim öffentlichen Be- 
trieb nicht unbedingt ausgeschlossen. Die Zurückdrängung 
der Erwerbstendenz , das öffentliche Beamtenrecht, die schär- 
fere Controle der öffentlichen Meinung bieten anderseits ge- 
rade beim öffentlichen Versicherungsbetrieb vermehrte Garan- 
tieen. Für den Kostenpunkt ist es wichtig, dass sich 
manche Theile der Verwaltungskosten vermindern lassen, weil 
andere, schon vorhandene Organe der Staats- oder 
Lokalverwaltuiig ohne besondere Mühe , unentgeltlich oder 
gegen einen geringeren Entgelt, als ihn eigene Organe bloss 
des Versicherungswesens erhalten müssten , auch auf diesem 
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Gebiet mit fungiren können. Auch von sach lieh e n Kosten 
kann mitunter dasselbe gelten, z. B. in Betreff gewisser Ge- 
schäftsräume. Alles das bewirkt wieder die so wichtige Er- 
sparung an eigentlich v o 1 k s wirthschaftlichen Kosten, dem 
Princip der Wirthschaftlichkeit gemäss. Die wohlfeilere Ver- 
waltung der sogen, öffentlichen Feuersocietäten erklärt sich 
zum Theil mit aus solchen Verhältnissen, so wenn öffentliche 
Beamte des Staats, der Communen mit verwendet werden. Es 
ist nur ein Beweis der völligen Begriffsverwirrung, zu der die 
lediglich privatökonomische Anschauung in den Kreisen der 
Versicherungs- Actiengesellschaften geführt hat, wenn man 
solche Thatsachen als Argumente gegen die öffentlichen An- 
stalten benutzt, während sie gerade ausserordentlich dafür 
sprechen. Die volks wirthschaftliche Productivität wird ge- ^ 
fördert durch volle Ausnützung des Personals und Materials, 
was eben öfters nur, entgegen einer zu weit gehenden Arbeits- 
theilung, durch Concentration etwas verschiedener Thätig- 
keiten auf einen persönlich-sachlichen Arbeitsapparat erreicht 
wird. Neueste Beispiele aus der öffentlichen Verwaltung sind 
die Zusammenlegungen von Post- und Telegraphenämtern, 
selbst wohl beider mit kleinen Eisenbahnämtern. Durch Ueber- 
tragung des Versicherungswesens auf die öffentliche Verwal- 
tung lassen sieh weitere Fortschritte in dieser Richtung ma- 
chen. Wie gut können z. B. untere Polizei beamte, Steuer- 
beamte, Schullehrer auf diesem Gebiete mit Verwendung fin- 
den, während Aehnliches beim Privatversicherungswesen zu 
bedenklichen Pflichtencollisionen führt. Die Eincassirung der 
Versicherungsprämien gleicht völlig der Erhebung der direc- 
ten Steuern, kann also gewiss von öffentlichen, Staats- oder 
Communalorganen gut übernommen werden. Die Verwaltung 
und Anlage der Capitalien ist ein bankartiges Geschäft, zu 
dem die öffentliche Verwaltung ebenfalls durchaus befähigt 
ist und wie sie ähnliche schon ausftihrt. 

Von den einzelnen Zweigen der Versicherung eignet 
sich wohl in jeder Hinsicht die Feuerversicherung, na- 
mentlich die Immobiliar Versicherung, ihrem ganzen We- 
sen und ihrer technischen Eigenthümlichkeit nach am meisten 
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für den öffentlichen Betrieb , und zwar in Form gros- 
ser Provinzial anstalten (in Mittelstaaten , wie den deut- 
schen, auch Einzelstaats-Anstalten) , die unter sich wieder in 
Verbindung stehen; daneben nur etwa für einzelne Gress- 
städte besondere Anstalten. Die Mitübemahme der Mo- 
bil i a r Versicherung durch solche Anstalten empfiehlt sich 
aus manchen Gründen und ist technisch ganz gut möglich, 
vollends hinsichtlich des gewöhnlichen Nutzvermögens der 
Haushaltungen. Für die landwirthschaftlichen Ver- 
sicherungszweige kann mau wohl in einer Hinsicht mehr zwi- 
schen öffentlichen Anstalten und privaten Gegenseitigkeits- 
gesellschaften schwanken. Letztere bieten für die Controle 
der Versicherten und für die ßegulirung der Schäden spe- 
cifische Vortheile. Technisch sind aber gewiss auch die er- 
steren zulässig und sie verdienen wieder den Vorzug, weil 
sie allein die örtliche und zeitliche Gefahr- und Scha- 
denausgleichung durchführen können. Die Seeversiche- 
rung bedarf am Wenigsten des öffentlichen Betriebs und eig- 
net sich dafür auch wohl weniger als die anderen Zweige 
der Sachversicherung, wenngleich derselbe auch hier Vor- 
theile gewährte. Bei der Lebensversicherung i. w. S. wird 
man die verschiedenen Zweige, vielleicht auch die einzelnen 
Volksclassen , um die es sich bei einem Zweig vornemlich 
handelt, für die Frage zu unterscheiden haben. Technisch 
eignen sich m. E. alle diese Zweige, einschliesslich der Un- 
fallsversicherung, recht wohl für den öffentlichen Betrieb; 
aber das Bedürfniss dafür ist verschieden. Für die gebilde- 
teren und wohlhabenderen Classen reicht ein gutes privates 
Versicherungswesen auf Gegenseitigkeit wohl aus; das Er- 
werbs-Versicherungswesen hat auch hier überwiegende Be- 
denken. Die Versicherungen in den unteren Classen könnten 
am Sichersten, Ausgedehntesten und Wohlfeilsten durch öf- 
fentlichen Betrieb grosser Centralinstitute mit einem Netz 
von Zweiganstalten ausgeführt werden. Die Ausdehnung einer 
solchen Organisation auf die ganze Bevölkerung, also auch 
auf die besser situirten Classen böte aber den Vortheil, even- 
tuell in gewissem Umfange eine Ausgleichung 
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der Risiken vornehmen zu können, ähnlich wie bei der 
Feuerversicherung, — freilich ein sehr controverser Punkt, 
auf den im nächsten Abschnitt zurUckzukommen sein wird. 

Die geraeinwirthschaftliche Organisation der Volkswirth- 
schaft ist ein Entwicklungsstadium des gesellschaft- 
lichen und wirthschaftlichen Lebens , sie muss also histo- 
risch betrachtet werden. Mit der Anerkennung dieses Satzes 
wird schon zugegeben, dass auch das Versicherungswesen nur 
unter bestimmten Verhältnissen des Staats- und Wirthschafts- 
lebens zweckmässig in die gemeinwirthschaftliche Form hin- 
übergeleitet wird. Für die entwickeltsten Culturstaaten der 
Epoche, daher namentlich für West- und Mittel-Europa möchte 
der jetzige Zeitpunkt dafür richtig sein. In Deutsch- 
land speciell fördert ein Umstand den Uebergang zu dieser 
Organisationsform ausserordentlich ; die bewährte allsei- 
tige Tüchtigkeit unserer öffentlichen Ver- 
waltung, wie sie vor Allem von der moralischen und in- 
tellectuellen Qualification unseres öffentlichen Beam- 
tenthums verbürgt wird “®). In Nordamerika , Russland, 
wohl auch in England liegen die Verhältnisse in dieser Be- 
ziehung anders ; in Frankreich und Italien wenigstens nicht 
ebenso günstig, nur in Deutsch-Oesterreich wohl nicht viel un- 
günstiger als bei uns. Deshalb möchte wohl für die deut- 
schen Länder die gemeinwirthschaftliche Organisation des 
Versicherungswesens zuerst und mit bester Aussicht auf gu- 
ten Erfolg practisch verwirklicht werden können“*). 

20) Wie sehr von der Beschaffenheit des Beamtenthams die B&th- 
lichkeit des üebergangs zn mehr gemeinwirthschaftlicher Organisation 
abhängt, habe ich in diesen Fragen niemals verkannt. Vgl. meine 
Gmndlegnng 2. A. § 189. 

21) Ueber die Entwicklung und gegenwärtige Ausdehnung des 
öffentlichen Betriebs in der Feuerversicherung im Vergleich mit dem 
privaten Betrieb in Deutschland, s. namentlich die genannten Arbeiten 
von V. Hülsen und Brämer. Die Gegner des öffentlichen Betriebs 
weisen immer auf die Entstehüngszeit desselben im Zeitalter 
des Polizeistaats rfnd des aufgeklärten Despotismus, bes. in den deut- 
schen Staaten seit Anfang des 18. Jahrhunderts, hin und suchen auch 
aus diesem Umstande und aus dem späteren, aber kräftigeren Empor- 
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III. 

Ein weiteres Argument p r in ci p i eller Art zu Gunsten 
g e m e i n wirthschaftlichen oder öffentlichen Versicbe- 



kommen des privaten Versicherungswesens Capital zu schlagen ; das 
bureaukratische, veraltete, polizeilich geregelte Feuerversicherungswesen 
sei gerade nur einer früheren Zeit angemessen gewesen , habe da 
auch, solange der private Unternehmungsgeist gefehlt, seine innere Be- 
rechtigung und seinen practischen Werth gehabt; jetzt sei es dagegen 
durchaus nntiquirt, »dem Geiste der Zeit nicht mehr angemessen«, 
der auch hier »wirthschaftliche Freiheit« verlange. Selbst die immer 
noch objectiveren Vertreter der privaten Gegenseitigkeit argumentiren 
so ; vgl. z. ß. den von der Gothaer Fcuerversicberungsbank im Juli 
1870 ausgearbeiteten und mit ausführlichen Motiven versehenen »Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Errichtung von Versicber.-Anstalten und 
den Betrieb des Versich.-Geschäfts« , bes. S. 28 ff., und ähnlich noch 
jüngst Hopf in der gen. Schrift S. 29 ff. Man kann indessen nur zu- 
geben, dass den Staatsregierungen u. s. w. , welche in Preussen und 
anderswo im vor. Jahrhundert das Immobiliar-Feuerversicherungswesen 
einrichteten, die principielle Nothwendigkeit und innere Berechtigung 
des öffentlichen Betriebs nicht so klar war, noch sein konnte, 
wie sie gegenwärtig erkannt werden können, dass jene Uegierungen 
aber, wie sonst, auch ohne theoret. Verständniss, mit richtigem prac- 
tischem Blick das Richtige trafen. Mit der Entwicklung des einsei- 
tigen ökonomischen und politischen Individualismus iu Theorie und 
Praxis wurde, wie so vieles Ändere, so auch die Einrichtung des Ver- 
sicherungswesens des »Polizeistaats« in ihrem Werth verkannt, bis 
heute auf den verschiedensten Gebieten wieder eine unbefangenere 
Würdigung Platz greift. 

Den heutigen Umfang des öffentlichen Feuerversiche- 
rungsbetriebs anlangend, so bestanden nach Brämer Ende 1878: 

Im OanzQii war 



Anzahl der 
Anstalten. 


Betrag der 
Immobil ‘Versieh. 


Betrag der 
MobiLiar-Verslcli. 


mltTersichert 
bei P r i V.* 


Mill.-M. 


Mill.-M. 


Gosellsoh. 

MUl-M. 


Preussen 42 


12,468 


998 


577 


Uebriges Deutschi. 30 


12,196 


10.' 


371 


Deutsches Reich 72 


24,663 


1009 


947 



Aus der letzten Colonne ergiebt sich nebenbei, dass die Behaup- 
tung, die öffentlichen Anstalten seien in immer stärkerem Mansse zur 
Rückversicherung bei Privatinstituten genöthigt und bewiesen dadurch 
selbst ihre Schwäche und die Nothwendigkeit des Privatversicherungs- 
wesens, sehr der Einschränkung bedarf (gegen Hopf S. 35). Es sind 
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rungswesens lässt sich aus der ökonomisch-technischen 
Natur aller Versicherung überhaupt mit ahleiten. 
Dies ist ein bisher , soviel ich weiss , kaum beachteter Punct. 
Um ihn klar zu stellen, ist es nothwendig, auf die Natur der 
Versicherung etwas näher einzugehen. Zum Theil gestalten 
sich die folgenden Erörterungen dadurch zu einem Excurs von 
unserem eigentlichen Thema , welcher aber auch noch in an- 
derer Hinsicht einige Ausbeute gewährt. Namentlich wird 
sich daraus ergeben, dass im Grunde genommen alle Versiche- 
rung , mit verschwindenden Ausnahmen , aufdemPrincip 
der Geg e n sei t i g k ei t beruht, wovon auch für die Fragen, 
welche das öffentliche Versicherungswesen betreffen, Act zu 
nehmen ist. Der Hauptpunkt grösster principieller und prac- 
tischer Bedeutung, welcher uns im Folgendem zu beschäftigen 
hat, betrifft die Frage, ob und wie weit die Classification 



auch überwiegend nur einzelne, meistens kleinere Anstalten, die in be- 
deutendem Umfang rückversichern , so ausserhalb Preusseus besonders 
die Anhalter, Rostocker, Lübecker Gassen. Die ordentliche Einrich- 
tung des öffentlichen Betriebs würde voraussetzen, dass man die klei- 
neren Anstalten mit grösseren vereinigte und daher namentlich in 
Kleinstaaten über die Landesgrenzen hinausgriffe, womit übrigens 
schon begonnen ist. Beachtenswerth ist es, dass selbst einzelne ganz 
kleine private lokale Brandcasson mitunter viele Menschenalter, 
ja Jahrhunderte der Lebensdauer erreicht haben. Vergl. die Tabelle 
S. l.ä? in Khrenzweig’s Assec.-Jahrb. — Neuerdings beginnen die öf- 
fentlichen Anstalten, bes. in Preussen, mit Erfolg auch die Mobi- 
liar Versicherung in die Hand zu nehmen. 

Zum Vergleich sei hinzugefügt, dass die deutschen Feuerversich.- 
Ac ti en gesellschaften Ende 1878 mit sogen, directem Geschäft rund 
38 Milliarden M, versichert hatten, zuzüglich aller Rückversiche- 
rungen und des ausserdeutschen Geschäfts. Davon kamen auf die 
Magdeburger allein 8.* , die Aachen-Münchener 4.® Mil- 
liarden M. — Die Veröicherungssuuiine der privaten Gegenseitig- 
keitsanstalten für Feuer in Preussen allein war Ende 1878 rund 
4 Milliarden M., grösstentheils relativ kleine Lokal- und ähnliche An- 
stalten. Ein wirklich bedeutenderes Versitheruugsgeschäft hat 
eigentlich nur eine P r i v a t anstalt auf Gegenseitigkeit, die treff- 
liche Gothaer, E. 1878 2.’ Milliarden M. , ihr zunächst die w ü r t- 
tembergische, nur 528 Millionen M. S. die neueste Arbeit Brä- 
mer’s in d. Preuss. Stat. Ztschr. 1880 S. 189 ff. 

Wagner, Verslchernngiweaan. 3 
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der Risiken und demnach der Prämien unbedingt 
rationell, gerecht und zweckmässig sei oder auch Abweichun- 
gen von solcher Classification gestattet erscheinen. Dieser 
Punkt lässt sich nur im Zusammenhang mit einer Betrach- 
tung der Natur des Versicherungswesens erledigen. 

üeber das Wesen der V^ersicherung als einer ökono- 
mischen Kategorie sind, wie so oft auf dem Gebiete der Volk.s- 
wirthschaftslehre, dadurch mitunter Irrthümer entstanden, dass 
man die Versicherung als rechtliche Kategorie ohne Wei- 
teres mit jener identificirte. Man ging z. B. von der Be- 
trachtung des privatrechtlichen Versicherungsvertrags aus, 
stellte die Kriterien eines solchen fest und suchte dadurch 
auch die Elemente zur Ermittlung des Wesens der Versiche- 
rung in ökonomischer Hinsicht zu gewinnen Das ist aber 
ein grundsätzlich falscher Weg , dessen Beschreitung leicht 
auch zu falschen Forderungen bezüglich der Vereicherungs- 
politik und der Entscheidung über öflentlichcs und privates, 
Gegenseitigkeits- und Erwerbsversicherungswesen führte. 

Ein Versicherungsvertrag und danach Versicherung im 
rechtlichen Sinne liegt allerdings schon vor, wenn eine Person 
als Versicherer einer anderen Person als Versichertem irgend 
ein bestimmtes einzelnes Risico bei de.ssen Verwirklichung 
vertragsraässig gegen Entgelt zu decken verspricht, z. B. den 
Verlust eines bestimmten Schiffs auf einer Seereise. Ein sol- 
cher Vertrag ist aber ökonomisch betrachtet nur eine 
Art Spiel- oder Wettvertrag, die »Versicherung« hier keine 
»eigentliche«, d. h. keine Versicherung im ökonomi- 
schen Sinne. Ein solche ist erst dann vorhanden, wenn 
jener Versicherer eine ganze Reihe Verträge über ver- 
schiedene einzelne Risicos , z. B. über die Seereisen 
einer Anzahl Schiffe schliesst. Und zwar ist sie streng ge- 

22) Vgl. Elster a. a. 0., bes. S. 5 ff., dessen Behandlung mir 
an diesem Irrthum zu leiden scheint. Auch R. Mo hl und Em. Herr- 
mann, die er citirt, sind m. E. hier im Irrthum. Der Einwand Herr- 
in a n n’s und El s ter’s mit der Sei bst Versicherung trifft nicht zu, wenn 
man das Wesen der Versicherung so ableitet, wie e.s im Text oben 
geschieht. Für Nilheres vgl. meinen gen. Aufs in C o n r a d’s Jahrb. 1881. 
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nommen, erst dann anzunehnien, wenn die Zahl der Verträge 
und Risicos so gross ist , dass sich nach erfahrungs- 
mässiger Wahrscheinlichkeit im Durchschnitt 
des der Berechnung zu Grunde liegenden, ent- 
sprechend lang anzunehmenden Zeitraums die 
günstigen und ungünstigen Fälle ausgleichen, > 
d. h. diePrämien sämin tli eher Fälle dieVerluste 
d e r u n gü n st ig en decken. Der e i n z ein e Vertrag be- 
hält dabei freilich etwas Aleatorisches für den Versicherer wie j 
für den Versicherten, aber in der Summe der Verträge ver- 
schwindet das gerade für den ersteren. (Analog ist, nebenbei- 
bemerkt, die Grenze zu ziehen, wo die sogen. Selbstiissecuranz, 
z. B. des Rheders für die eigenen Schiffe, aufhört, Spiel zu sein 
und wirklich »Versicherung« wird.) 

Worin besteht aber dann das eigentliche Wesen der 
Versicherung im ö ko n o in i sc h e n Sinne? Wohl im folgen- 
den Moment: Wirthschaftlich nachtheilige Ereignisse, deren 
Eintritt im einzelnen Fall dem »Zufall« unterworfen ist, 
müssen in einer .solchen Anzahl als »mögliche« Fälle vereinigt 
werden, dass nach erfahrungsmässiger Wahrscheinlichkeit die 
Anzahl der Fälle des wirklichen Eintritts des Ereignisses 
hinlänglich sicher berechnet werden kann. Diese Anzahl 
wird daher gewöhnlich, nach Zeit- und Raumeinheiten, inner- 
halb gewisser Schwankungsgrenzen bleiben müssen. Zur prac- 
tischen Durchführung der Versicherung sind mithin mög- 
liche Fälle eines wirthschaftlich nachtheiligen Ereignisses 
in entsprechender Anzahl zu vereinigen, um auf die 
»Vereinigung« die im einzelnen Falle des wirklichen Eintritts 
des Ereignisses entstehenden Nachtheile zu nehmen. Das 
ökonomische We.«en oder Princip der Versicherung in der 
einfachsten, aber t3'pischen Gestaltung derselben beruht da- 
her auf der Ausgleichung der einzelnen günstigen und 
ungünstigen Fälle unter allen möglichen Fällen oder auf 
einer demgemässsen Uebertragung. 

Meine Definition der Versicherung im ökonomischen 
Sinne würde demnach im Anschluss an eine wegen der Aus- 
lassung des wesentlichsten Merkmals nicht ausreichende Be- 

3 » 
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griflfsbestimmung El st er ’s lauten: die Versicherung ist 

diejenige wirthschaftliclie Einrichtung, welche die nachthei- 
ligen Folgen einzelner zufälliger, unvorhergesehener Er- 
eignisse für das Vermögen einer Person dadurch beseitigt oder 
wenigstens vermindert, dass sie sie auf eine Reihe von Fäl- 
len vertheilt, in denen die gleiche Gefahr droht, aber nicht 
wirklich eintritt. Diese Definition passt für alle Versiche- 
rungen, auch für die sogen. S el bst Versicherung und (vollends 
mit geringfügiger stylistischer Veränderung) auch für die 
Lebens Versicherung “**). 

Nur eine practische Modification in einzelnen 
Abrechnuugsperioden , aber keine Veränderung dieses Princips 
auf die Dauer wird durch Einrichtungen wie Reservefonds- 
bildung aus den Einnahmen (Prämien) oder wie von Dritten 
gestellte Garantiekapitalien und Zuschüsse bewirkt (Schuld- 
aufnahme der Gegenseitigkeitsanstalten, Hilfsfonds aus allge- 
meinen Mitteln bei öffentlichen Anstalten, Stammkapitalien, 
Actienkapital bei Erwerbsunternehniungen). 

Man hat die Versicherung, besonders die gewöhnliche 
Form der Lebensversichei-ung (auf den Todesfall) wohl zum 
Zweck ihrer ökonomischen Characterisirung auch mit der S p ar- 
casse und mit der Anlegung eines Reservefonds ver- 
glichen. Beides in einer Beziehung ganz mit Recht : die Ver- 
sicherung ist vom Standpunkte des Versicherten aus aller- 
dings Sparcasse und Reservefonds (streng genommen in ge- 
wissen Fällen freilich nur bei der übrigens regelmässigen Vor- 
ausz.ihlung der Prämien). ,\ber sie ist eben nicht nur 
dies, sondern sie ist mehr und Andres: sie giebt die 
Gewähr (unter Voraussetzung der Leistungsfähigkeit der 
Versicherungsanstalt) , dass das Ziel der Ersparung und der 
Reservefondsbildung , also namentlich in Bezug auf die in 
Aussicht genommene Höhe und eventuelle Disponibilität des 
betreffenden Werthbetrags , auch sicher erreicht wird. Denn 
sie schliesst für den einzelnen Versicherten die 

22*) Elster, S. 6 und mein gen. Artikel darüber in Conrad’s 
Jahrb. 
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mancherlei Zufälle aus, welche den Sparprocess u. s. w. vor j 

Erreichung des Ziels unterbrechen oder die bereits erfolgte | 

Ersparung durch Verausgabungen zu anderen , oft un- oder I 
minder wirthschaftlicheii Zwecken rückgängig machen können. 

Darin liegt der hohe volks- und privatwirthschaftliche, social- , 
politische und ethische Nutzen , ja Segen des Versicherungs- ' 
Wesens: der Zufall, der ja hier regelmässig ein wirthschaft- / 
lieber Unfall ist, wird für die betreffende versicherte Einzel- / 
wirthschaft eliminirt ‘ 

Die practische Aufgabe im Versicherungswesen besteht / 
nun darin, die Gemeinschaften Einzelner, welche das wirklich 
eintretende Risico unter sich ausgleichen, möglichst passend / 
in versicherungstechnischer Hinsicht und zugleich möglichst ‘ 
so zu bilden, dass der wahrhaft vo I ks wirthschaftliche und ; 
socialpolitische Vortheil ein höchst möglicher, ein »Maximum« | 
werde. Es frägt sich, wie sich zu dieser Aufgabe die drei | 
grossen Kategorieen der privaten Erwerbsunternehmungen, j 
der privaten Gegenseitigkeitsanstalten und der öffentlichen j 
Anstalten verhalten. ] 

1 

23) Man hat bes. der Lebens Versicherung die ökonomische Be- 
deutung einer Sparcasse gegeben und ihr, weil bei ihr im Unterschied 
von den sonstigen sog. Schadensversicherungen das Ereigniss, welches 
versichert wird, der l'od, einmal eintreten muss — Formel: certus 
an, incertus quando — überhaupt einen wesentlich anderen Charakter 
als der Schadensversicherung — Formel: incertus an, incertus quando 
— vindicirt, sie wohl gar nicht als eigentliche Versicherung gelten 
lassen wollen. Innerhalb gewisser Zeitgrenzen ist in- 
dessen die Sachlage auch bei der Lebensversicherung keine andere 
und passt die Formel incertus an, incertus quando für den einzel- 
nen Todesfall auch hier, ln Summa müssen freilich die Versicher- 
ten an Capital und Zinsentgang so viel einzahlen, als die Casse aus- 
zahlt. Das ist aber auch bei den anderen Versicherungszweigen so. 
Versicherung, nicht nur Sparzwang liegt für den Einzel- 
nen insoferne vor, als er eben gegen die Gefahr gedeckt ist, früher 
zu sterben, als der Zeitpunkt erreicht ist, wo nach der angenommenen | 
wahrscheinlichen Lebensdauer auch der isolirte Sparprocess das ver- 
sicherte Capital gebildet hätte. Die Zugehörigkeit der Lebensversiche- 
rung zur eigentlichen Versicherung habe ich gegen Elster in dem 
gen. Aufsatz näher zu begründen versucht. 
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Aus dem Vorausgeachickten folgt schon , dass der Ver- 
sicherer, die Unternehmung oder Anstalt, als solcher be- 
trachtet, immer nur der Vermittler zwischen den 
einzelnen Versicherten ist. Derjenige Versicherer 
verdient ceteris paribus den Vorzug, welcher die hier erfor- 
derliche Bildung der Gemeinschaften der Versicherten am 
Besten bewerkstelligt. In diesen Gemeinschaften 
selbst liegt aber die erste und regelmässig hauptsächlichste 
Garantie der wirthschaftlichen Leistung.sfähigkeit des Ver- 
sicherers. Darüber darf namentlich die Rechtsform der 
Erwerbs- Versicherungsuuternehmung nicht täuschen , eine 
Täuschung, welche nicht selten tendenziös von Seiten der In- 
teressenten dieser Kategorie begünstigt wird “*). Die eigenen 
Mittel des von der Gemeinschaft der Versicherten getrennten 
Versicherers treten nur als eventuelle Garantie oder als 
Zuschuss zu den eigenen Mitteln der Gemeinschaft, den Prä- 
mien und Reserven, hinzu. Es ist klar, dass sie nur bei un- 
gewöhnlich grosser Höhe im Verhältniss zu dem durch die 
Prämien u. s. w. nicht gedeckten Risico ins Gewicht fallen. 
Daher nicht leicht bei den privaten Versicherungsunterneh- 
mungen, den Actiengesellschaften, sondern nur etwa bei sol- 
chen öffentlichen Anstalten , welche nach ihrer rechtlichen 
Stellung in der Lage sind, auf die eigenen Mittel des Staats, 
der Selbstverwaltungskörper oder indirect durch die Vermitt- 
lung des Besteuerungsrechts dieser Körper auf Kreise ausser- 
halb der Gemeinschaft der Versicherten oder auf diese Kreise 
als auf die steuerpflichtige Bevölkerung zurück zu greifen. 
Gegenüber der »reinen Gegenseitigkeit« öffentlicher und pri- 
vater Anstalten können daher die eigenen Mittel des Ver- 
sicherers wohl als Verstärkung des Deckungscapitals, welches 



24) So weisen z. B. die Actiengesellschaften, bes. auch in der 
Lebensversicherungsbranche, auf ihr eigenes Garantiecapitnl, sogar auf 
das üblicher Weise zu 80 Proc. nicht eingezahlte, bloss durch 
Solawechsel gedeckte Actienoapital und auf die bei ihnen fehlende 
N a c h s c h ns 8 pflicht der Versicherten als auf zwei Umstände bin, 
die ihnen bei dem Versicherten den Vorzug verschaffen müssten: eiu 
Mittel der Reclame, das nur zu Täuschungen führt. 
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die Yersiciierten stellen, für die Wahl der öffentlichen 
Versicherung mit entscheiden, nicht aber wesentlich für die- 
jenige der privaten Erw'erbsversicheruug, des Actienwesens 

Am Wenigsten kann der beliebt-' Hinweis auf den Vor- 
theil der festen Prämien bei diesen Unternehmungen, statt 
der nach der Schadensumme wandelbaren oder der mit even- 
tueller Nachschusspflicht verbundenen , gewissermassen eine 
a-Conto-Zablung darstellenden Prämienzahlung der Gegen- 
seitigkeitsaustalten für die Wahl der Kategorie der Erwerbs- 
unternehmungen den Ausschlag geben. Denn gerade mit dem 
System der festen Prämien vermindert mau die Garantie der 
Leistungsfähigkeit des Versicherers, weil man bei gleich blei- 
bendem Risico die Verpflichtung derer, welche dies in letzter 
Linie doch auf die Dauer tragen müssen, der Versicherten, 
ein für allemal festsetzt. Die »Risikokraft« einer Unterneh- 
mung nach dem System fester Prämien ist daher auch ceteris 
paribus trotz des etwaigen eigenen Kapitals des Versicherers 
schwächer, als diejenige der privaten uud öfientlichen Gegen- 
seitigkeitsanstalt. Die gerade v o 1 k s wirthschaftlich bedenk- 
liche Folge davon, welche zugleich durch die Erwerbstendenz 
begünstigt wird , zeigt sich darin , dass die Risiken ge- 
nauer ausgesucht, die besseren allein über- 
nommen, die schlechteren — sich selbst über- 
lassen werden, d. h. practisch häufig ohne 
Versicherung bleiben. Dafür fehlt es bei uns und 
vollends in Ländern mit ausschliesslichem oder doch mehr 
überwiegendem Actienversicherungswesen nicht an Beispielen. 

Hiermit gelangen wir aber für die Frage der Wahl der 
Versicherungskategorie zu einem strittigen Hauptpuncte, wel- 

25) Die B r ä m e r’scheu etatist. Arbeiten zeigen genauer, wie ge- 
ringfügig die mit so viel Aplonib zur Reclame benutzten Actiencapi- 
tale der Feuervcrsicherungsanstalten im Verhältniss zu der Versieher.- 
Summe sind, namentlich sobald man sich an die eingezahlten 
Capitale hält, die hier (wie auch für die G e wi nnn- Berechnung) das 
Wesentliche sind. Das eingezahlte Capital der direct arbeitenden deut- 
schen Feuervers.-Actiengesellschaften war E. 1878 rund 36 Mill. Mark 
bei 38 Milliarden Versicher.-Summc, also nicht 1 Promille. 
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eher in den voraufgehenden Sätzen schon iinplicite mit ent- 
schieden worden ist und zwar gerade entgegengesetzt der im 
Allgemeinen wohl — und nicht nur bei den Interessenten 
des Privatversicherungswesens — verbreitetsten Ansicht. Die 
feine und scharfe Auswahl und Scheidung der 
einzelnen Risicos wird nenilich nicht selten grade als ein emi- 
nenter Vorzug des privaten Versicherungswesens bei- 
derlei Art (Erwerbs- und Gegenseitigkeitswesen) vor dem 
öffentlichen hingestellt. Auf diese Scheidung und die sich 
daran für die Praxis der Versicherung knüpfende genaue 
Classification des Prämientarifs für die über- 
haupt noch übernommenen Risicos dränge die uothwendige 
Einrichtung von Privatanstalten besonders hin. Notorisch 
hätten sich diese Anstalten bei uns und sonst in dieser Be- 
ziehung grosse Verdienste erworben. Nur diese Scheidung der 
Risicos und diese Classification der Prämien entspreche aber 
auch den j wahrhaft rationellen« Principien aller 
Versicherung, sei allein im Einklang mit den Grundsätzen 
unserer volkswirthschaftlichen , unserer Eigenthums- und Er- 
werbsrechtsordnung , und sei »allein gerecht«. Das 
öffentliche Versicherungswesen, welches anders verfahre, v er- 
st o s s e daher gegen solche rationelle Principien und gegen 
die Gerechtigkeit , es sei im schlimmsten Sinne »commu- 
n i s t i s c b«, also auch u n-, ja a n t i wirthschaftlich. Liesse 
sich nun auch hier durch die Befolgung der richtigen und 
gerechten anderen Grundsätze dieser Fehler in der Praxis 
verbessern, so sei er doch schwer beim öffentlichen Versiche- 
rungswesen ganz zu beseitigen. Er liege eben zu tief in dessen 
ganzer Einrichtung begründet. Daher dann der Schluss, dass 
auch mit deshalb die private vor der öffentlichen Ver- 
sicherung den Vorzug verdiene. Sie bilde, um an die oben 
gebrauchte Ausdrucksweise anzuknüpfen , die Gemeinschaf- 
ten der Versicherten am Besten und allein im 
vollen Einklang mit den w a h r e n Pr i n c i p i e n 
des Versicherungswesens**). 

26) Mehrfach argumentirt so die Polemik gegen meinen in Note 
12 gen. Vortrag. S. die Debersicht in d. »Mittheil. f. d. öffentl. Fener- 
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Damit wäre diese scheinbar rein technische Frage wieder 
auf das Gebiet der grossen volkswirthschaftlichen Principien- 
fragen geschoben ! Und in der That, sie gehört auch dahin. 
Es ist ein interessantes Beispiel dafür, dass solche technische 
Einzelfragen so häufig mit den allgemeinsten und höchsten 
Fragen der Volkswirthschaft und der wirthschaftlichen Rechts- 
ordnung Zusammenhängen und nur von hier aus überhaupt 
folgerichtig entschieden werden können. Sehen wir zunächst 
an Beispielen, wie sich die Dinge concret gestalten. 

In der Feuerversicherung stufen sich die einzel- 
nen Risiken nach allen möglichen Momenten ab, welche auf 
die Entstehung, Verbreitung und Ausdehnung eines Feuer- 
schadens von Einfluss sein können. Daher z. B. bei Häusern 
nach dem Baumaterial , der Beschaffenheit des Dachs , der 
Bauart, dem Zweck, dem das Haus dient, den mehr oder 
weniger feuergefährlichen Beschäftigungen, die darin getrieben 
werden, der örtlichen Lage, der Beschaffenheit der Umgebung, 
dem allgemeinen Zustand der Rettungsanstalten , der practi- 
tischen Brauchbarkeit derselben im concreten Fall, der Nähe 
von Wasser u. s. w. u. s. w. So viel verschiedene die Gefahr 
steigernde oder vermindernde Umstände, welche sich einiger- 
massen durch Beobachtung ermitteln lassen , so viel Risiko- 
grade und nach der vorher erwähnten Auffassung, falls nicht 
überhaupt wegen der Höhe oder bisherigen Unberechenbarkeit 
des Risicos die Versicherung ganz abgclehnt wird, so viel 
entsprechende Prämientarifclassen einer Versicherungsanstalt. 
Die letzte Consequenz der Versicherung nach diesem System 
ist eigentlich, alle Uebertragungen von einer Ge- 
fahrclasse auf die andere zu vermeiden. Die 



vera.-Anstalten«, Nr. 4, 1880, wo in den Glossen auch hervorgehoben 
wird, dass die gerühmte genaue Statistik zur Ermittlung der Feuer- 
risiken den Privatgesellschaften fast ganz fehle und die Tarife, wo sie 
sich nicht an die älteren der öffentl. Anstalten anschlössen , lediglich 
auf oberflächlichen Muthmassungen über die Feuergefähr- 
lichkeit der verschiedenen »Risiken« beruhten. Eh. auch die treffende 
Widerlegung des gepriesenen Princips der »richtigen Theilung 
der Gefahr« mit den Worten einer gegnerischen Stimme selbst. 
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Risiken einer jeden solchen Classe bilden hier folgerichtig die 
»Gemeinschaften« der einzelnen versicherten Fälle, innerhalb 
deren jene Deckung zwischen der Präniiensunime und der 
Summe des Schadenersatzes aufdie Dauer stattfinden muss, 
wenn die Versicherung als rationell und gerecht eingerichtet 
gelten soll Es ist nicht nothwendig und nicht immer zweck- 
mässig, für alle solche, überhaupt übernommene Risicoclassen 
besondere Anstalten zu errichten, weil man bei einer 
Concentration des Betriebs an Verwaltungskosten u. s. w. 
sparen kann. Aber bei dem auseinandergesetzten folgerich- 
tigen Verfahren geschieht in einer einheitlichen Anstalt ei- 
gentlich dasselbe, was in getrennten Anstalten je für eine 
Risicoclasse geschähe: jede solche Glasse rechnet für sich selbst 
zwischen den ihr zugehörigen Risiken ab. Die practische 
Folge ist also , dass z. B. das massive Haus in der besten 
Gegend der Stadt, fern von feuergefährlichen Betrieben, sehr 
niedrige, die Fabrik viel höhere, das Baueruhaus aus Fach- 
werk und mit weichem Dach unter lauter Häusern ähnlicher 
Art desgleichen sehr hohe Versicherungsprämien zahlt. Eben- 
so entrichtet der Wohlhabende für sein Mobiliar im guten 
Privathause niedrige, der Arme, wenn er überhaupt Annahme 
findet , für das seine im Dachzimmer des schlechten Hauses 
hohe Prämien. Im Allgemeinen ist die Versicherung beim 
privaten Versicherungswesen auch so eingerichtet. Und auch 
die öffentlichen Anstalten classificiren wenigstens neuerdings 
ähnlich, aber principiell nicht unbedingt so *’). 



27) Vgl. z. B. die Daten in d. Abli. von Beyer, öff. Feuervers.- 
Wesen, Preusa. Stat. Ztaebr. 1870, B. 10 S. 11 ff. Bei 13 preuss. öff. 
Anstalten war 1806 und 67 bei Beitrag Vergütung. 
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I. massive Gebäude mit hartem Dach 


1.01 


0.61 


CI. 


II. Fachwerkgebäude mit hartem Dach 


2.24 


1.53 


CI. III. Gebäude mit weichem Dach 


6.06 


6.12 


CI. 


IV. Gebäude mit feuergefährl. Gewerbebetrieb 3.89 


4.38. 



Hier fand also von den 2 letzten Classcn eine üebertragung der Scha- 
denzahlungen auf die 2 ersten Classen mit statt; die Vergütungen 
stellten sich aber in den 2 ersten Classen zu den Beiträgen trotz- 
dem noch günstiger als in der Regel bei Privatanstalten, was in der 
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Gerechtfertigt wird dies System in dem Beispiel der Feuer 
Versicherung 7.nnächst durch seine »strenge Logik«, dann 
durch seine »Gerechtigkeit«, endlich durch ein practi- 
sches Argument , seine gute »wirthschaftspädago- 
gische Wirkun g«. Jedes versicherte Object zahlt hier 
soweit als möglich, d. h. soweit die bisherigen Beobachtungen 
reichen, genau so viel als dem ihm anhaftenden Risico ent- 
spricht (natürlich nebst einem Zuschlag für die Verwaltungs- 
kosten und bei Erwerbsunternehmungen für den Gewinn des 
Unternehmens, ein Posten, der aber als bei allen Risicoclassen 
durchlaufend hier unbeachtet bleiben mag, obgleich seine 
Repartition, z. B. pro rata der Prämie auch für die La- 
sten v e rth eil un g nicht gleicbgiltig ist und seine Höhe, die 
grade bei den Privat anstalten nach deren Organisation so be- 
deutend steigt, notliwendig alle Beiträge der Versicherten stark 
vergrössert). Dies Risico ist ein Moment der wirthschaft- 
lichenlndividualität eines jeden Objects. Es entspricht 
in der That dem Princip absoluten Privateigenthums, den 
reinen Grundsätzen des privatwirthschaftlichen Systems in der 
Volkswirthschaft und dem Standpunct einer durchaus indivi- 
dualistischen Nationalökonomie, das System der genauen Clas- 
sification der Risiken und Prämien als ein streng logisches 
zu bezeichnen. Diese Consequenz ist nicht anzutasten. Es 
fragt sich nur wieder, wie stets in diesen Verhältnissen, ob 
die Prämisse, aus der eine solche Consequenz folgt, so ohne 
Weiteres als richtig, ja als selbstverständlich gelten kann, wie 
das auch hier in den Fragen des Versicherungswesens meistens 
angenommen wird. Ganz dasselbe gilt hinsichtlich der Cha- 
racteristik des genannten Systems als durchaus »gerecht«. Auch 
dies ist eine Consequenz der rein privatwirthschaftlichen An- 
schauung der Vermögensverhältnisse , wobei freilich die Prä- 
misse an der handgreiflichen petitio principii leidet, die wirth- 
schaftlichen Vorgänge in den privaten Einkommen- und Ver- 
mögensverhältnissen auf der Basis des privatwirthschaftlichen 



gen. Abhandl. mit Recht zu Gunsten der öffentlichen Anstalten 
ausgelegt wird. 
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Systems und seines Rechts als Producte dieses Getriebes ohne 
Weiteres »gerecht« zu nennen. In Betreff einer solchen Be- 
zeichnung der Versicherungsprämien nach der Classification der 
Risiken geschieht aber hier nichts Anderes als hinsichtlich der 
gleichen Bezeichnung aller Preisbildungen u. s. w. im privat- 
wirthschaftlichen Verkehr 

Das practische Argument bezüglich der guten wirth- 
schaftspädagogischen Wirkung des Classificationssystems hängt 
mit der eben berührten üblichen privatwirthschaftlichen Auf- 
fassung volkswirthschaftlicher Verhältnisse und Probleme zu- 
sammen, hat aber unabhängig davon allerdings einen gewissen 
Werth. »Warum bringst Du ein riscanteres Object zur Ver- 
sicherung« , so wendet sich der Versicherer an den Versiche- 
rung suchenden Eigenthümer, »das ist Deine Sache, zum Theil 
Deine Schuld, vermindere das Risico und wir vermindern sofort 
bereitwillig Deine Prämie«. In dieser Stellung des Versiche- 
rers zur Frage der Classification der Risiken und Tarife liegt 
etwas ganz Richtiges und nicht nur von seinem Interessen- 
standpunkte aus, sondern allgemein Berechtigtes. Die Gefahr- 
momente hängen ja ohne Zweifel zum Theil vom W’^illen des 
Eigenthümers und von seinem ganzen wirthschaftlichen Ver- 
halten ab. Die niedrige Prämie ist eine Belohnung, ein An- 
sporn für die Verminderung des Risicos, die höhere eine wirth- 
schaftliche Strafe für die Erhöhung desselben. Die Classifi- 
cation wirkt also in der That wirthschaftspädagogisch, auf 
Verbesserung des Baus, auf die Ersetzung des weichen durch 
ein hartes Dach u. s. w. Sowohl bei der Feuerversicherung 

28) Es sei mir erlaubt, mich auch hier einfach auf die principiel- 
len Erörterungen in meiner »Grundlegung« zu beziehen , be.s. in der 
2. Aull, des 3. Cap. der 1. Abth., hier u. A. namentl. auf die Ausführungen 
über das »moderne System der freien Concurrenz« S. 223 tf., bes. § 129. 
Gerade aus dem Umstande, dass man in jeder solcheu einzelnen 
Frage, wie hier in der des Versicherungswesens, immer wieder auf tiefer 
liegende Punkte der Controverse, d. h auf principielle Gegensätze, ge- 
führt wird, leite ich die Nothwendigkeit ab, vor und über den 8pe- 
cialfragen diese allgemeineren zu behandeln. Dies, nebenbei 
bemerkt, die Rechtfertigung auch meines Vorgehens in der systema- 
tischen Behandlung der Nationalökonomie. 
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als vollends bei der Seeversicherung (SchifiFsclassification für 
Versicherungszwecke !) ist ein solcher heilsamer Einfluss der 
Classification deutlich nachweisbar. Die öffentlichen Anstalten, 
welche früher keine oder eine geringe, ganz rohe Classification 
hatten , haben auch mit Recht mit in dieser Einsicht eine 
schärfere Classification angenommen (s. o. Note 27). 

Der Fehler ist aber , dass die practische Trag- 
weite des Arguments sehr übertrieben wird 
und dieser Fehler hängt wieder mit der ganz abstracten, un- 
historischen, *unrealistischen Auffassung der Wirthschaftsver- 
hältnisse zusammen, wie sie der individualistischen, lediglich 
privatwirthschaftlichen Nationalökonomie und den Practikeni 
der privaten Versicherung eigen sind. Es wird hier etwas, 
was zum Theil, oft nur zu einem sehr geringen Theil 
richtig ist, nemlich die Abhängigkeit der individuellen Risiko’s 
seiner Eigenthumsobjecte, vom Willen und wirthschaft- 
lichen Verhalten des Eigenthüraers , als allgemein, 
vollständig und stets richtig angenommen : einer der 
Cardinalfehler in der Beurtheilung der privaten Wirthschafts- 
verhältnisse überhaupt Seitens unserer neueren (Smith’schen) 
Nationalökonomie und unserer sogen, liberalen Wirthschafts- 
politik, — es wird nurdieactive, nicht auch die 
passive Seite der Einzel wirthschaft in der Volkswirthschaft 
beachtet **). 

Bleiben wir bei der Immobiliar-Feuerversicherung. Hängt 
denn wirklich Art und Höhe des Risico's seines Hauses hier 
so ganz vom Eigenthümer ab? Kann er die allgemei- 
nen Gefahrsraomente , welche in der Umgebung, im Zustand 
der Rechtssicherheit, des Feuerlöschwesens u. s. w. liegen, 
w'esentlich beeinflussen ? Und selbst die Beschaffenheit seines 
Hauses, das Dach, die darin getriebene Beschäftigung, kann 
das der Eigenthümer wirklich so beliebig bestimmen? Es 
wird hier ein ähnlicher Trugschluss gezogen wie in so vielen 
Fällen der liberal-individualistischen Wirthschaftstheorie und 
Politik: zur Abstellung eines Uebelstands, zur Erlangung der 

29) Vgl. meine Grundlage. 2. Aufl. I. 80 ff. § 63 ff. 
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wirthschaftlichen »Concurrenzfähigkeit« brauche man ja nur 
seine Wirthschaft, seine Capitalien, seinen Betrieb einfach 
umzugestalten, dann wäre geholfen. Zur Verminderung seiner 
hohen Versicherungsprämien baue man eben sein Haus um, 
nehme solideres Material , stelle ein hartes Dach her u. s. w., 
daun wäre auch hier geholfen. Ganz richtig, nur dass bei 
diesem »unfehlbaren« Kecept übersehen wird, dass es von den 
Wenigsten überhaupt und vollends nicht so- 
fort befolgt werden kann. Gewiss sind Verbesserungen, 
Umgestaltungen nothwendig , heilsam , auch der» äusseren Be- 
förderung, z. B. beim Hausbau durch das System der Ver- 
sicherungsprämien, bedürftig und in gewissem Umfang mög- 
lich , aber eben nur in diesem und regelmässig 
nur allmälig. Für Weiteres fehlen die Capitalien, die 
Arbeitskräfte , die Fähigkeiten. Die privaten Wirthschafts- 
und Vermögensverhältnisse, die Betriebsformen und die Ei- 
genthumsobjecte, die Beschaffenheit der Häuser in unserem 
speciellen Beispiel sind gegebene geschichtliche 
Thatsachen der Einzelwirthschaften wie der Volkswirth- 
schaft, Thatsachen, mit denen mau rechnen muss. Nach sol- 
chen Thatsachen, nicht nach abstracten, nur in kleinem 
Maassstabe sofort zu verwirklichenden Möglichkeiten müssen 
sich die wirthschaftlichen Institutionen richten ; auf solche 
Thatsachen muss in unserem Falle auch das Versicherungs- 
wesen Rücksicht nehmen. Freilich nicht mit naturgesetzlich 
unabändei-lichen , aber mit historisch gebundenen 
Verhältnissen der Wirthschaften und der Eigenthumsobjecte 
hat man es zu thun. Auch die Risiko’s dieser letzteren ge- 
hören zu diesen grossentheils gebundenen Verhältnissen. Das 
wird bei dem scharfen, rein individualistischen Classifications- 
system für Risiko und Prämie ganz übersehen. 

So ist denn z. B. für den grössten Theil unserer länd- 
lichen Classen der Rath: baut Euere elenden Hütten mit 
Stroh- und Schindeldächern in gute, massive Häuser mit har- 
tem Dach um, ein sehr wohlfeiler. Sie können es nicht, we- 
nigstens nicht auf einmal und sofort, und selbst wenn sie es 
könnten, dann sollten sie es nicht, weil hier, auch rein öko- 
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nomiscli die Sache betrachtet, noch andere Umstände zu er- 
wägen sind und ein solcher Umbau ein enormes Privat- und 
National Capital , das doch auch in diesen schlechten Ge- 
bäuden steckt , entwerthete. Es ist etwas ganz anderes , bei 
wirklichen Neubauten , z. B. nach Bränden , bau- und feuer- 
nnd versicherungspolizeilich massiven statt Fachwerkbau, har- 
tes statt weiches Dach zu verlangen. Das lässt sich öfters 
wenigstens einigermassen durchführen und ist ein Fortschritt ; 
aber man kann nicht die ganzen Wirthschaften eines Landes 
abstract als »abgebrannte« ansehen, die, wenn sie nicht solide 
bauen , auch mit Recht durch die hohen Prämien gestraft 
würden. 

Wenn dem so ist, wendet man ein, so ist nur um 
so mehr auch auf die Dauer das strenge Clas- 
sificationssystem gerechtfertigt. Denn ganz ab- 
gesehen von seiner doch immer auch von der Gegenseite zu- 
gegebenen partiellen wirthschaftspädagogischen Wirkung, 
ist dann wenigstens kein Grund vorhanden, den Personen mit 
gefährlicheren Risiko’s die Lasten derselben durch Abweichun- 
gen vom Classificationssystem zu erleichtern. Das kann ja 
nur dadurch geschehen, dass den Uebrigen für ihre nun ein- 
mal wirklich geringeren Risiko’s grössere als diesen ent- 
sprechende Lasten aufgebürdet werden: der baare »Com- 
munismus«! Warum soll der wohlhabende Mann mit 
seinem massiven Wohiihause, der Städter mit seinen guten 
Ijöschanstalten denn für den Häusling in der Lehmhütte, für 
den Forstmann im einsamen Waldhause*“) Opfer bringen? 

Weil die V o 1 k s wirthschaft Staats wirthschaft ist und 
sein soll, — weil sie ein Organismus ist, wo die einzel- 
nen Glieder in ihrem Wohl und Wehe sich gegenseitig be- 
einflussen, — so entgegne ich dieser übrigens völlig conse- 
quenten Ansicht unserer liberal - individualistischen Wirth- 
schaftstheorie und Politik, eine Ansicht, die man in ihrer 

30) Ea sei hier an einen Vorgang neuester Zeit erinnert. In 
PreuBsen erwies ea sich nöthig, weil die Privatanstalten die Mobilien 
der Förster nicht oder nur sehr hoch versichern wollten, durch Staat«- 
Initialivo eine eigene Anstalt för diese Classe zu gründen (1880). 
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Tragweite erst richtig versteht, wenn man sie in dieser Weise 
>priiicipielU erörtert, wie es m. E. die Anforderung wissen- 
schaftlicher Behandlung solcher Punkte ist. Weil auch hier, 
so lässt sich unsere Entgegnung weiter ausführen, die wirth- 
schaftliche Lage der Einzelnen und der Volksclassen, die we- 
sentlich dadurch bestimmte Beschaffenheit und der Ilisikograd 
ihrer Eigenthumsobjecte von der ganzen geschäftlichen Ent- 
wicklung des Volks-, Staats- und Wirthschaftslebens und 
wahrlich nicht allein von einem persönlich zu verantworten- 
den Verhalten der einzelnen Eigenthümer wesentlich mit ab- 
hängt. Weil z. B. die Bauern Jahrhunderte lang in Leibeigen- 
schaft und unter Lasten aller Art standen, die Producte ihrer 
Arbeit unentgeltlich an die Grundherren überlassen mussten, 
unter den Kriegsnöthen am meisten litten, ohne Schutz und 
Hilfe waren, weil Handel, Industrie, Städte durch Vorrechte al- 
ler Art vor dem platten Lande begünstigt waren, lauter Um- 
stände, die direct und indirect bis heute nachwirken, ist in 
so manchen wirthschaftlichen und Vermögensverhältnissen jene 
Differenz eingetreten, die sich unter Anderem auch z. B. 
in der verschiedenen Beschaffenheit und dem verschiedenen 
Risikograd von Eigenthumsobjecten, wie den Gebäuden, zeigt. 
Ein ganz strenges Classificationssystem baut auf diesen Un- 
terschieden wie auf naturgegebenen Thatsachen weiter, 
erhält und indirect verstärkt sie dadurch noch, während es 
eben historisch gegebene, dem Einzelnen nicht 
unbedingt zum Verdienst oder zur Schuld zu setzende Unter- 
schiede sind, welche durch eine billige Abweichung vom 
Classificationssystem einer gewissen Ausgleichun g ent- 
gegengeführt werden. So wird mitunter sogar eine gerechte 
Sühne in einer solchen Politik liegen (s. o. Note 27). 

Für die Wahl der Versicherungskategorie kann es somit 
wohl nicht zweifelhaft sein , dass diejenige den Vorzug in 
Volks wirthschaftlicher , socialpolitischer und sittlicher Be- 
ziehung verdient, welche ihrem ganzen Wesen nach zu einer 
solchen Abweichung vom strengen Classificationssystem 
der Risiko’s und Prämien neigt : die öffentliche Versiche- 
rung. Freilich ein Schluss, der der populären Ansicht gerade 
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entgegengesetzt ist, aber durch die vorangegangene Erörterung 
wohl seine genügende Begründung findet 

In der Praxis z. B. der Feuer Versicherung wird in 
Betrefi“ der Anwendung des Classificationssystems auch 
noch zu unterscheiden sein. Je mehr es sich um Objecte 
handelt, die einem rascheren Wechsel wegen des schnelleren 
Capitalumsatzes unterliegen , bei deren häufiger Erneuerung 
eben deshalb jeder technische Fortschritt leichter zu benutzen 
ist , desto berechtigter ist die strenge Anwendung der Classi- 
fication. Daher im Ganzen namentlich bei Fabriken und in 
ähnlichen Fällen , wo vom Eigenthümer auch ein höherer 
Grad wirthschaftlicher Intelligenz mit Recht vorausgesetzt 
werden darf. Je langsamer der Capitalumsatz, je schwieriger 
die Erneuerung der Eigen thumsobjecte ist, je gebundener 
selbst bei rechtlicher Freiheit durch die ökonomisch-technische 
Natur der Wirthschaft, durch Sitte und Volkscharakter alle 
Verhältnisse sind, desto weniger kann die Classification ganz 
streng angewandt werden. Daher sind namentlich bei länd- 
lichen Anwesen u. dgl. Abweichungen angebracht. Die öf- 
fentlichen Versicherungsanstalten aber können wiederum allein 
diese realen Verschiedenheiten billig' berücksichtigen. Auch 
wenn dann thatsächlich die Stadt etwas für das platte Land 
mitzahlt, so ist das in solchen Fällen statthaft. 

Beherrscht die Privatversicherung das ganze Gebiet, so 
werden eben die Leute mit grösseren Risiken, aber schwäche- 
ren wirthschaftlichen Kräften drückend hoch belastet, — 
wenn sie nicht überhaupt ganz von der Versicherung ausge- 
schlossen bleiben, was nur zu leicht der Fall sein wird. Ge- 
rade die Vergleiche zwischen Deutschland mit seinen für die 



30*) In dem sehr beachtenswerthen Vortrag des Minist. - Raths 
M ö n i c h in Gotha über »die beste Organisation des Feuerschutzes* 
• — auf einem dem hier vertretenen ganz ähnlichen Standpunkte — in 
den »Mittheil. f. d. öffentl. Feuerversicherungs-Anstalten* 1879 Nr. 9 
S. 72 — wird mit vollem Recht gezweifelt, ob der neuerliche Grund- 
satz der Vertheihmg der Beiträge nach der Feuersgefabr die allge- 
meine Anerkennung so ganz verdiene, die ihm ohne Weiteres beige- 
legt zu werden pflegt. 

Waguer, VersicheruagBWcsen, 4 
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Immobüiar-Feuerversicherung noch stark verbreiteten, öfters 
auf dem Princip des Zwangsbeitritts beruhenden öffentlichen 
Anstalten und anderen Ländern ohne solche Institute fallen 
hier in Bezug auf die Ausdehnung der Versicherung unter 
den »kleinen Leuten« und im platten Lande unzweifelhaft zu 
Gunsten des deutschen Systems öffentlicher Anstalten aus”). 

Es wäre auch ein Irrthum, in dem erörterten Punkte 
etwa der privaten Gegenseitigkeits anstatt vor dem Er- 
werbsunternehraen einen besonderen Vorzug zu geben und zu 
meinen , dass wenigstens jene die Aufgaben erfüllen könne, 
welche wir hier der öffentlichen Anstalt zuweisen. Die pri- 
vate Gegenseitigkeitsanstalt wird sich hier ebenfalls egoi- 
stisch zur Auswahl der Risiken und zur Classification der 
Prämien verhalten. Gerade in ihr kann und wird nur zu 
leicht der Classenegoismus gewisser Volkskreise, deren Eigen- 
thumsobjecten gewisse annähernd gleiche Risikograde wegen 
der Aehnlichkeit der Wirthschafts- und Vermögen sverhält- 
nisse entsprechen, besonders zur Geltung gelangen. Man 
bleibt auch hier »lieber unter sich« und überlässt die Ueb- 
rigen mit ihren höheren Risiko’s ihrem Schicksal. Dann 
bleibt vielleicht nur der Ausweg, auch unter diesen beson- 
dere private Gegenseitigkeitsvereine zu bilden, die natürlich 
um so höhere Lasten auflegen und um so grössere Verwal- 
tungskosten vertheilen müssen. Nur die »ausgleichende« 
Macht der öffentlichen Anstalt kann hier in der That Ab- 
hilfe bringen. — 

Im Vorausgehenden hat vornemlich die Feuer Versiche- 
rung als concretes Beispiel und zur Erläuterung und Verdeut- 
lichung der principiellen Erörterung gedient. Das Gesagte hat 
aber eine allgemeine Bedeutung und .Anwendbarkeit zunächst 



31) Belege auch hiefür in den Arbeiten v. Hülse n's und Brämer’s 
und in den »Mittbeilungen«. Die Vergleiche, die z. B. in dem statist. 
Ergänzungsheft Nr. III S. 10 zwischen Dentachland mit seinen öffentl., 
vielfach auf dem Zwang beruhenden Immobil.-Feuerversich.-Anstalten 
einer-, Frankreich, England, Nordamerika anderseits angestellt wer- 
den , sind schlagend zu Gunsten des deutschen Systems in Betreff der 
Ausdehnung der Versicherung, bes. auf dem platten Lande. 
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wenigstens für das ganze Gebiet der sogen. Sach Versiche- 
rung. So gilt es namentlich auch von der Hagel- und der 
Vieh Versicherung. Der Hagelschlag vertheilt sich nach frei- 
lich noch nicht endgiltigen meteorologischen Beobachtungen 
in einem grösseren Lande örtlich verschieden, nicht minder 
jährlich verschieden, wofür die vollständige Erklärung noch 
mangelt. Er schadet auch nach der Jahreszeit , der Vegeta- 
tionsstufe und nach der Gattung der Pflanzen in ungleichem 
Grade. Die schwierigere Berechenbarkeit stört die Regelung 
des Hagelversicherungswesens. Die private Gegenseitigkeits- 
anstalt reicht hier wohl am wenigsten aus, weil sie gewöhn- 
lich zu sehr lokalisirt bleibt (was freilich in anderer 
Hinsicht, für dieControle, die Regulirung der Schäden unter 
den »Nachbarn« u. s. w. seine Vortheile hat). In Gegenden 
mit wenig Hagelschlag bilden sich wegen des geringeren Be- 
dürfnisses keine solchen Vereine freiwillig. In Gegenden mit 
viel Hagelwetter kommen sie wohl zu Stande, sind aber we- 
gen der absoluten Höhe und vielleicht mehr noch wegen der 
ungleichen Vertheilung der Schäden auf die Jahre selbst bei 
einem guten Prämiensystem und bei einer Verwaltimg, welche 
starke Reserven hält, schwer auf einige Zeitdauer existenz- 
und leistungsfähig. Die Actiengesellschaft für Ha- 
gelversicherung kann wenigstens durch räumliche Aus- 
dehnung ihres Geschäfts über verschiedene, anderen klima- 
tischen Verhältnissen und Witterungszufdllen unterstehende 
Gegenden die zeitliche Vertheilung der Schadensummen 
besser bewerkstelligen ; aber Schwierigkeiten für ihre Existenz 
und Leistungsfähigkeit bleiben bekanntemiassen genug. Der 
unvermeidliche Hauptübelstand auch bei ihr ist indessen, dass 
die »Gemeinschaft der Versicherten«, die sie zu bilden ver- 
mag, regelmässig nur aus Gegenden, welche vom Hagelschlag 
stärker heimgesucht werden, sich recrutiren wird, also nur 
relativ höhere Risiken mit entsprechend höheren Prämien ver- 
einigt. Die Abhilfe liegt auch hier nur in grossen öffent- 
lichen Anstalten, welche kleinere, in einigen Punkten selbst- 
ständige Lokal-, Kreis- und Provinzialanstalten mit dem Prin- 
cip des Zwangsbeitritts zusammenfassen. Eine Classification 

• 4 » 
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der Prämien nach Gefahrgraden wäre dabei zu Grunde zu le- 
gen ; aber Abweichungen von dieser Classification wären 
wiederum nach den früher entwickelten Gesichtspunkten statt- 
haft und im v o 1 k s wirthschaftlichen G e s a m ra t interesse 
erwünscht, so dass das Princip der Ausgleichung zur Geltung 
käme. Auch hier ist für eine solche Forderung wieder zu be- 
tonen , dass die klimatischen, die Witterungs-, die Anpflan- 
zungsverhältnisse der verschiedenen Landesgegenden gege- 
bene Bedingungen der landwirtbschaftlichen Production sind, 
unter denen also die einzelnen Eigenthümer der Grundstücke 
und Bodenfrüchte einmal wirthschaften müssen. Der Staat 
als Vertreter der ganzen Volksgemeinschaft und Volkswirth- 
schaft und indirect auch die in Betreff der Hagelgefahr be- 
günstigtereu Gegenden haben das eigene Interesse und 
haben die aus dem gesellschaftlichen und Staatsverband mit 
Recht abzuleitende Pflicht, die wirthschaftliche Leistungs- 
fähigkeit der Bewohner der gefährdeteren Gegenden durch 
Betheiligung an der allgemeinen Hagelversicherung er- 
halten zu helfen. 

Aehnlich lässt sich für die Vieh Versicherung die grosse 
öffentliche, ausgleichende Anstalt über einem Netz kleiner Lo- 
kalaustalten begründen. Es sei in deutschen Verhältnissen nur 
z. B. an die grössere Gefahr der Einschleppung der Rinder- 
pest in den östlichen Grenzländern erinnert, eine Gefahr, die 
folgerichtig nach dem strengen Classificationssystem entspre- 
chend höhere Prämien bedingt. Erscheint nicht auch hier 
ebenso wie in dem Beispiel des Hagelschlags eine gewisse 
Ausgleichung der Lasten zwischen Westen und Osten durch 
öffentliches Versicherungswesen geboten und gerechtfertigt? 
Die Wirthschaftspolitik muss eben überall die Consequenz 
daraus ziehen, dass das Gebiet der Volkswirthschaft ein ein- 
heitliches ist, alle Massregeln und Verhältnisse in Zusam- 
incnhaug und Wechselwirkung stehen. Es möge beispiels- 
weise hier nur an die H a n d e 1 s p o 1 i t i k Deutschlands ge- 
dacht werden mit ihrer Schutzzollbegünstigung der west- 
lichen, südwestlichen und mittleren Industriegebiete und der 
durch die industrielle Entwicklung wieder beförderten Blüthe 
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der Landwirthschaft dieser Gegenden. Kann hier nicht auf 
einem anderen Gebiete, z. B. des Versicherungswesens, eine 
gewisse Ausgleichung erfolgen? Die liberal-individualistische 
Nationalökonomie und Wirthschaftspolitik läugnet es. Die 
Theorie und Politik, welche in der Volkswirthschaft wirk- 
lich einen grossen Organismus und zugleich eine 
grosse, künstliche, zweckbewusste Organisa- 
tion sehen, die Lehre und die Praxis, welche die Volks- 
wirthschaft nicht als ein blosses Nebeneinanderstehen von 
einzelnen Privatwirthschaften, sondern als ein Ineinandergreifen 
von Privat- und Gemein wirthschaft auffassen und aus die- 
ser Auffassung die Folgerungen ziehen, — sie 
müssen eine solche Ausgleichung als das Richtige erkennen 
und vertreten. 

Auch für die Regelung der Transport-, speciell der 
See Versicherung sind aus unseren Darlegungen einige nicht 
unwichtige Folgerungen zu ziehen. Darauf soll indessen hier 
jetzt nicht eingegangen werden, da namentlich die Seever- 
sicherung in der privatwirthschaftlichen Organisation am Er- 
sten noch für lange wird verbleiben können. — 

Gilt aber etwas auch nur Analoges wie von diesen Zwei- | 
gen der Sach Versicherung auch von der Lebens Versiche- 
rung ? Das werden vielfach auch solche , welche wenigstens 
das relativ Berechtigte der Forderungen in unseren bisherigen 
Erörterungen zugeben, zu bezweifeln geneigt sein, die Gegner 
des hier vertretenen principiellen Standpunktes natürlich vol- 
lends. Und dennoch liegt die Sache sicherlich auch hier 
ebenso. Die Consequenzen dieser Auffassung sind höchst be- 
deutsam für die Fragen der Lebensversicherung wie speciell 
für diejenigen der sogen. Arbeiterversicherung. Es soll an 
dieser Stelle keine eingehende Begründung dieser Ansicht und 
keine genauere Darlegung der Folgerungen daraus stattfinden, 
was uns jetzt von unserem Hauptthema zu weit ab- und in’s 
Detail hineinführen würde. Aber auch für die allgemeinen 
Fragen der Organisation des Versicherungswesens, mit denen 



.32) S. meine Grundlegung 2. A. § 53 ff., § 116. 
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wir uns hier beschäftigen, ist es wichtig, die Anwendung der 
erörterten Grundsätze auf die Lebensversicherung zu zeigen. 

Nehmen wir den Hauptzweig, die Lebensversiche- 
rung auf den Todesfall als Beispiel. Ueber die üb- 
liche Ausscheidung »gesunder«, »normaler« und »kränklicher«, 
bez. mit bestimmten Anlagen und Keimen zu organischen 
Leiden behafteter »Leben« nur ein paar Worte. Die Unsicher- 
heit dieser Unterscheidung , das Prekäre in den ärztlichen 
Untersuchungen wird immermehr erkannt. Die Missbräuche, 
welche sich hier und bei der Forderung eigener Angaben des 
Versicherungssuchers über seinen Gesundheitszustand, wiederum 
namentlich bei den Actiengesellschaften, eingeschlichen haben, 
seien nur im Vorbeigehen erwähnt Der principiell be- 
denklichste Punkt ist die Ausscheidung der kränklichen oder 
krankheitdrohenden Leben überhaupt von aller Versicherung, 
oder die grosse Vertheuerung der Versicherung durch Zu- 
schlagprämien in den allgemeinen Anstalten oder in beson- 
deren Anstalten, welche gerade für diese Kategorie von Per- 
sonen errichtet werden: diejenigen Leute, welche der Hilfe 
des Versicherungswesens am meisten bedürfen, bleiben ohne 
diese Hilfe oder erlangen sie nur mit den grössten Opfern. 
Das ist ein Zustand, dem das private Versicherungswesen mit 
seinem starr individualistischen Charakter niemals abhelfen 
kann. Bei einem System der Ausgleichungen im öffentlichen 
Versicherungswesen liesse sich wenigstens in vielen Fällen 
die Sache arrangiren. Wir wollen indessen diesen Punkt 
nicht weiter verfolgen. Wichtiger gerade für die allgemeine 
Frage ist ein anderer Punkt. 

Die mittlere, bez. die wahrscheinliche Lebensdauer der 
Menschen schwankt unter übrigens gleichen Umständen, also 
namentlich in demselben Lande und Zeitalter, in besonders 
starkem Grade nach den Erwerbs- und Vermögens- 
verhältnissen und der zumeist davon abhängigen socialen 
Stellung eines Jeden in der bürgerlichen Gesellschaft. Sie 



33) Vgl. Behtn, Project einer Lebensversich.-Anetalt für Lehrer, 
Berl. 1880; vgl. das Citat daraus in dieser Ztschr. 1880 S. 396. 
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ist erheblich kleiner bei den unteren, ärmeren, den »Arbeiterc- 
classen, als bei den höheren , reicheren , den >besitzenden« 
Classen. Die natürliche Folge davon ist, dass im privaten 
Versicherungswesen und hier besonders auch bei den grösse- 
ren privaten Gegenseitigkeitsanstalten in allen solchen Fällen, 
wo eine lange mittlere Lebensdauer im Interesse des Ver- 
sicherers liegt, der »kleine Mann« lieber ausgeschlossen oder 
nur unter erschwerenden Bedingungen zugelassen wird. So 
namentlich bei der Lebensversicherung auf den Todesfall : die 
privaten Anstalten schliessen sich lieber mehr ab und suchen 
sich Personen aus Kreisen aus, deren mittlere Lebensdauer 
eine günstigere ist. Andere Umstände, die höheren Ver- 
sicherungscapitalien, kleineren Verwaltungskosten und Mühen 
bei grösseren Einzelversicherungen u. s. w. wirken in der- 
selben Richtung; der Unfug mit den hohen Abschlussprovi- 
sionen der Agenten desgleichen. In Folge dessen unterbleibt 
wiederum die Versicherung der ärmeren Classen, der Arbeiter, 
oder erfolgt in besonderen, nothwendig theureren Anstalten 
für diese Classen allein’*). 

In den Zweigen der Rentenversicherung, der Alters-, 
Wittwen- und Waisen- Versicherung ergiebt sich aus der un- 
günstigeren Sterblichkeit oder kürzeren wahrscheinlichen Le- 
bensdauer für die Angehörigen der unteren Classen eine an- 
dere Gefahr, bei den einzelnen Kategorien in verschiedener 
Weise. Bei der Altersrente des Arbeiters z. B. wird leicht 
die Prämie oder Capitaleinzahlung für den Rentenkauf zu 
hoch, die Altersrente zu niedrig, wenn sie nach der Sterblich- 
keit der wohlhabenderen Classen berechnet werden. Hier und 
analog bei der Wittwen- und Waisen-Versicherung droht aus 
dem Zusammenwerfen aller Fälle bei einer privaten Ver- 
sicherungsanstalt eine Benachtheiligung der unteren Classen. 

34) Schon deshalb liegt in Instituten, wie der englischen »Pru- 
dential« lind in Plänen, wie sie in Deutschland jetzt die New-Yorker 
»Germania« und der Berliner »Nordstern» für die private Arbeiter- 
versicherung versuchen, keine genügende Hilfe. Das ist auch gegen 
Gerkrath, zur Frage der Arbeitervorsieherung , Berl. 1880 (s. diese 
Ztschr. 1880 S. 396) zu bemerken. 
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Im öffentlichen Versicherungswesen lassen sich am Besten alle 
Garantien schaffen, um statt einer Benachtheiligung eine B e- 
I günstigung dieser Classen zu erreichen. 

Bleiben wir bei dem für unsere principielle Frage ein- 
fachsten imd durchsichtigsten Fall, der Lebensversicherung 
auf den Todesfall , so lässt sich an ihm die Consequenz einer 
solchen Begünstigung der unteren Classen am deutlichsten 
, zeigen: die Forderung läuft darauf hinaus, die mittlere Le- 
bensdauer der Angehörigen dieser Classen günstiger anzu- 
nehmen als sie ist, also wieder zwischen 'ihnen~uhd den An- 
gehörigen der höheren Classen jene »Ausgleichung« vor- 
zunehmen , welche uns bei der Sachversicherung beschäftigt 
hat, — die Prämie nicht genau nach der Classification der 
Gefahr zu gestalten. 

Auch hier begegnen dieselben principiellen Einwände des 
ökonomischen Individualismus: die mittlere und die wahr- 
scheinliche Lebensdauer, die Sterblichkeit seiner socialen Classe 
sei eben ein wesentliches Moment des Individuums. Man könne 
nicht den hier günstiger gestellten Personen die Zumuthung 
machen, diesen Vortheil theilweise zu Gunsten anderer Per- 
sonen aus anderen Gesellschaftsschichten fahren zu lassen, 
und die unteren Classen hätten auch keinerlei Anspruch, der- 
gleichen zu verlangen oder nur zu erwarten. Es ist nicht 
schwer, weiter auszuführen, wie hier argumentirt wird, mu- 
tatis mutandis ebenso wie in dem oben behandelten Falle der 
Abweichung vom strengen Classificationssystem in der Feuer- 
versicherung. An Zuthaten der Beweisführung , z. B. dass 
die höheren Gesellschaftsclassen eben einmal im »Kampf um’s 
Dasein« sich emporgearbeitet hätten und die Erhaltung solcher 
Resultate der gesellschaftlichen Differenzirung und der Ans- 
wahl der tüchtigsten Individuen sogar im dauernden Interesse 
der Gattung liege, wird es nicht fehlen. 

Die Replik liegt m. E. auf der Hand, sie beruht auf den- 
selben Argumenten, wie die frühere Replik in der Feuerver- 
sicherungsfrage. Der Einwand wäre nur richtig, wenn in ir- 
gend umfassendem Maasse, in einer wirklich bedeutenden An- 
zahl von Fällen die sociale, von Erwerb und Vermögen ab- 
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hängige Stellung und die dadurch mit bedingte mittlere oder 
wahrscheinliche Lebensdauer vom Willen und Verhalten 
des Einzelnen abhienge und nicht viel mehr von g e- 
schichtlich gegebenen Verhältnissen, die den Einzelnen 
meistentheils binden. Für die grosse Masse der einzelnen 
Angehörigen der unteren Clasaen kann die kürzere Lebens- 
dauer nicht auf irgend etwas wie eine persönliche Schuld, 
für die grosse Mehrzahl der einzelnen Angehörigen der höheren 
Classen nicht auf ein persönliches Verdienst zurückgeführt 
werden. Damit ist in der Hauptsache die Streitfrage wieder 
erledigt. Die Lebensdauer des Individuums ist 
grossentheils eine Mitgift der socialen und 
ökonomischen Classe, in die Jemand hinein- 
geboren ist. Diejenigen zu heben , welche hier gedrückt 
sind, ist die in unserem Zeitalter erkannte Aufgabe, welche 
selbst der nicht wohl bestreiten kann, der von der Noth- 
wendigkeit einer Classenbildung der Gesellschaft, als der be- 
ständigen, aber doch wieder in fortwährender Veränderung 
begriffenen Grundlage des socialen Körpers, überzeugt ist. 

Mir scheint damit bewiesen , dass auch in der Le- ^ 
b e n 8 V e r s i c h e r u n g das p r i v a t wi rthschaf tlich e 
Princip der Auswahl und der strengen Gefahr- j 
und Pr äm i e n c 1 ass i f i ca t i o n Modificationen zu \ 
Gunsten der schwächeren Elemente der Gesell- 
schaft erfahren darf, im volkswirthschaftlichen und social- 
politischen Interesse erfahren muss und aus ethischen Grün- 
den erfahren soll. Nur öffentliches Versicherungswesen i 
kann diesem Standpunkt in richtiger Weise gerecht werden. 1 

Nur auf eine Consequenz dieser Auffassung in einer 
augenblicklich schwebenden grossen practischen Frage des 
Versicherungswesens, in der Arbeiterversicherung, 
sei zum Schluss dieser Erörterungen hingewiesen: die Ar- 
beiterversicherung kann nicht mit den Mitteln der Arbeiter 
allein und nach den Prämientarifen, welche speciell für diese 
Classe aufgestellt werden müssten, genügend wirksam und er- 
spriesslich ausgeführt werden. Vielmehr ist auch hier eine 
Uebertragung von Mitteln aus den übrigen, also nament- 
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lieh aus den wohlhabenderen, besitzenden Schichten noth- 
wendig und gerechtfertigt, wofür sich verschiedene Wege 
bieten: z. B. eine allgemeine Versicherung der ganzen 
Bevölkerung , wobei für gewisse Ma.ximalversicherungen die 
Tarife mit nach dem Wohlstand abgestuft würden oder, was 
in der Hauptsache auf dasselbe hinausläuft, aber nicht an- 
deren Einwänden so sehr ausgesetzt wäre, auch di recte Zu- 
schüsse aus öffentlichen Mitteln an ein besonderes 
Arbeiterversicherungswesen. Benutzt man dazu Erträge von 
Steuern , welche ohnehin die unteren Classen besonders be- 
lasten (Salzsteuer, Petroleumzoll, directePersonalsteueru. A.m.), 
so giebt man den Arbeitern in der Versicherung nur das 
wieder, was man ihnen, vielfach unter Verletzung der Gleich- 
mässigkeit , in der Steuer nimmt. Zuschüsse aus Steuern, 
welche die wohlhabenderen Classen treffen, hätten ausserdem 
nach dem Dargelegten hinzuzutreten, wie nicht minder der 
Ersatz von Steuern , deren Erträge dem Versicherungswesen 
zufliessen, nur in Steuern auf die Wohlhabenderen erfolgen 
müsste 

Begegnet uns auch hier wieder der Vorwurf des »Com- 
munismus«? Nun, soweit darin ein Vorwurf liegt, ist er 
durch unsere Erörterungen hoffentlich widerlegt. Soweit man 
aber ein bestimmtes Princip g e m e i n w i r t h s c h af t- 
licher Organisation so nennen will, erheben wir keinen 
Einwand und bemerken nur, dass wir dann in unseren Cul- 
turstaaten überall schon tief im »Communismus« stecken*®), 
stets nemlich da, wo eine Classe oder ein Einzelner von Staat 
und Gemeinde Leistungen empföngt, die nicht er in irgend 
einer Weise oder doch nicht ausreichend bezahlt, sondern 
deren Kosten durch die allgemeinen Steuern, d. h. durch die 
Beiträge Anderer allein oder mit bestritten werden. Das 
moderne Schulwesen z. B. ist dann vollends »communistisch« 
geordnet. Im Versicherungswesen aber ist jenes Verfahren 

35) Vgl. meine Finanzw. II (1880), S. 490 und die ganze Erörte- 
rung daselbst über »gleichmässige« Besteuerung § 396 — 400, 417 — 429 
und über Verbrauchebesteuerung § 496 ff. 

36) Meine Grundlegung, 2. Aufl. § 109» ff. 
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der öffentlichen Feuersocietäten , das früher erwähnt wurde, 
eine Etappe auf dem hier empfohlenen Wege. 

IV. 

Noch ein letztes Argument allgemeiner Art zu Gunsten 
des öffentlichen Versicherungswesens entnehme ich den 
Anregungen einer geistvollen Schrift von Emanuel H e r r - 
mann »die Theorie der Versicherung vom wirthschaftlichen 
Standpunkte«®^. Es handelt sich hier nicht um eine Prüfung 
des Grundgedankens dieser Schrift, dass die Versicherung 
nemlich wesentlich als ein Glücksspiel zu charakterisiren sei, 
was der Verfasser scharfsinnig zu begründen sucht. Bei vielen 
richtigen Bemerkungen befriedigt die Ausführung doch nicht 
und enthält die Auffassung auch im Kern etwas Schiefes. 
In einem Abschnitt behandelt Herrmann aber einen mei- 
stens zu wenig beachteten Punct in eigenthümlicher Weise. 
Er reiht die Versicherung nemlich als ein besonderes Glied 
unter die »Methoden zur Bewältigung ungünstiger 
Umstände« und bezeichnet die beiden anderen Methoden 
als »Concur r enten der Versicherung.« Diese bei- 
den Methoden sind die »Meidung« und die »Unterdrück- 
ung« der Gefahr. 

»Die Meidung lässt die störende Einwirkung im Gebiete 
unserer Technik oder Oekonomik gar nicht zu Stande kommen. 
Die Unterdrückung lässt die Störung eintreten, aber nicht 
weiter greifen, sie entzieht der störenden Wirkung die Hilfs- 
kräfte ihres Daseins und vernichtet sie. Die Versicherung 
endlich gelangt erst zur Wirksamkeit, wenn auch schon die 

37) 2. Auf]. Graz 1869. Herrmann hat wenigstens das Verdienst, 
diese Dinge zuerst allgemeiner und princip ieller formulirt zu 
haben. Bei der Feuerversicherung wird von Seiten der Anhänger 
des Öffentlichen Systems Aehnliches, wie unten von mir, schon länger 
hervorgehoben. S. namentlich den ob. genannten Vortrag von Mönioh 
über die beste Organisation des Feuerschutzes. Hopf a. a. 0. S. 32 
wendet sich gegen solche Argumente mit nicht überzeugender Polemik. 
Gute Bemerkungen, mit Benützung der Herrm ann'schen Erörterun- 
gen, auch in d. kl. Schrift v. Berndt, Feuerversicherung und Feuer- 
wehr, Berl. 1879; s. darüber diese Ztachr. 1880 S. 197. 



Digilized by Google 




60 



Störung ihre weiteren schädlichen oder wenigstens unpassen- 
den Wirkungen weiter zu verbreiten beginnt, und paralysirt 
diese Wirkungen durch geeignete Gegenwirkungen , durch 
Compensation. Bei der Meiduug handelt es sich immer erst 
um Gefahren, um bevorstehende Einflüsse, bei der Unter- 
drückung um Störungen, bei der Versicherung um die 
Folgen der Störung.c (A. a. o. S. 90.) »Meldung, Unter- 
drückung und Versicherung, diese drei wichtigen Methoden 
der Bewältigung ungünstiger Umstände , concurriren unter 
einander, so dass in gewissen Fällen bald die Meldung, bald 
die Unterdrückung, bald die Versicherung technisch vollkom- 
mener oder ökonomisch vorzüglicher erscheint«. (S. 93.) »Offen- 
bar ist die Meldung am Umständlichsten und Kostspielichsten, 
aber am Sichersten. Die Unterdrückung kostet weniger, kann 
aber leicht ohne Wirkung bleiben, die Versicherung endlich 
verursacht den allergeringsten Aufwand , lässt aber auch die 
Störungen ungehindert eintreten. Es ist daher gewiss rathsam, 
sich aller drei Methoden gleichzeitig zu bedienen, jedoch einer 
jeden nur für ihren speciellen ökonomischen Bereich. Wenn 
z. B. vorzügliche Löscheinrichtungen vorhanden sind, kann an 
den Kosten der Meldung, wenn eine ausgezeichnete Sorgfalt 
in der Verhütung der Brandgefahr geübt wird, an den Kosten 
der Unterdrückung, und in beiden Fällen auch an denen der 
Versicherung gespart werden«. (S. 94.) »Mit steigender Cul- 
tur bilden sich die Meldung, die Unterdrückung und die Ver- 
sicherung fast gleich kräftig aus. Nur scheint die Meldung 
allmälig die Oberhand zu gewinnen. Wir brauchen nur unsere 
Gressstädte mit den Ortschaften auf dem Lande, oder im Orient 
zu vergleichen, welche Sicherheit, welche Solidität in Material 
und Verl'indung der Theile , in Plan und Ausführung dort, 
welche iiaunterbrochene Gefährdung in allen Theilen hier!« 
(S. 95.) 

Das Wesen der Sache ist in diesen Erörterungen von 
Herrmann treffend gekennzeichnet. Merkwürdig, dass er 
selbst aber aus dem Character der »Meldung« und der »Unter- 
drüclcung« und aus dem Zusammenhang beider unter einander 
und mit der Versicherung — er nennt die drei Momente mit 
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Recht >wissenschaftlich so gut als gar nicht aufgeschlossene 
Gebiete, die erst einer gründlichen Erforschung (vom Stand- 
punct der Volkswirthschaft aus) harren» — gar keine weiteren 
Schlüsse zieht , weder in Betreff der Organisation jeder ein- 
zelnen dieser Thätigkeiten , noch in Betreff ihrer Verbindung 
unter einander. Der individualistische Wirthsohaftsstandpunct 
des Verfassers mag daran mit schuld sein. Herrmann ist 
z. B. auch ein unbedingter Vertreter des privaten Ver- 
sicherungswesens. Die mitgetheilten Erörterungen sind eben- 
falls mehr aus dem einzel- als aus dem volks wirthschaft- 
lichen Standpuncte gedacht und gefasst. 

Richtige Organisation und Ausführung der Meldung, Un- 
terdrückung und Versicherung zur Bekämpfung wirthschaft- 
licher Störungen und Schäden ist im einzel- wie im volks- 
wirthschaftlichen Interesse von höchster Ei deutung. Die Ver- 
sicherung bildet aber in dieser Reihe era'i das Endglied. 
Zunächst gilt es die Gefahren möglichst zu meiden: das ge- 
schieht durch Einrichtungen, Massreg-ln und Thätigkeiten 
präventiver Art. Verwirklicht sich trotzdem eine Gefahr, 
so muss die eingetretene Störung direc'. bekämpft, eingeengt, 
unterdrückt werden: dazu gehöre r Einrichtungen und 
Thätigkeiten der Repression. Entsteht trotz Meldung und 
Unterdrückung ein Schaden, so ist derse lbe für den Betroffe- 
nen möglichst gut zu machen: dazu dient die Ver- 
sicherung, die um so nothwendiger ist, je weniger Meldung 
und Unterdrückung erfolgten und stets nothv. endig bleibt, da 
Meldung und Unterdrückung niemals völlig ihr Z:.’;! erreichen 
können. 

Diese beiden Methoden der Bekämpfung der Gefahr lassen 
sich zum Theil von dem Einzelnen, welchen Gefahren 
drohen, für sich handhaben und muss ihre Organisation und 
,\usführung zum Theil diesem überlassen werden. Daran denkt 
auch H e r r m a n n. Er scheint aber, wie andere individuali- 
stische Oekonomisten, zu übersehen, dass die betreffenden Ein- 
richtungen und Thätigkeiten nur zum Theil Sache des 
Einzelnen sind und sein können, zu einem anderen und 
wohl zum grösseren und wichtigeren Theil dagegen 
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eine Angel egenheit der Organe der öffentlichen 
Gewalt oder mindestens des freien Vereinswesens 
sind und nothwendig sein müssen. In dem Hanptfall, den 
Herrmann bei seinen Erörterungen offenbar auch zumeist 
vor Augen hat, bei der Feuerversicherung, ist das eine 
offenkundige Thatsache. Die bau- und feuerpolizeilichen Ein- 
richtungen und Vorschriften, die Sicherheitspolizei, fungiren 
hier zunächst für die Meidung, andere polizeiliche, administra- 
tive oder freie Vereinsanstalten, das Wasserwesen, das Feuer- 
löschwesen für die Unterdrückung. Das öffentliche Sanitöts- 
wesen bekämpft als Mittel der Meidung die Gefahr des Aus- 
bruchs und der leichten Verbreitung von Seuchen und Krank- 
heitskeimen, die sanitären Sperrmassregeln thun dasselbe in 
Bezug auf Menschen und Vieh (Rinderpestcordons), die amt- 
lichen Desinfectionen , die polizeilichen Tödtungen kranker 
Thiere (Rinderpest, Tollwuth der Hunde) unterdrücken die 
bereits ausgebrochene Gefahr. Meidung und Unterdrückung 
characterisiren sich also im Wesentlichen mit als noth wendige 
oder zweckmässige öffentliche Thätigkeiten. Die bedeu- 
tenden Kosten dieser Thätigkeiten können nur theilweise, 
nach Gebührenprincipien , denjenigen Individuen, für die sie 
erfolgen und denen sie zu gute konunen, zugebürdet werden, 
grossentheils lassen sie sich nicht so repartiren und sind des- 
halb aus allgemeinen Mitteln der betreffenden öffentlichen 
Körper zu decken. Um so mehr sollten die materiellen Vor- 
theile, welche durch gute öffentliche Einrichtungen der Mei- 
dung und Unterdrückung der Gefahren in der Verminderung 
wirklicher Schäden und in der Ermässigung der Kosten des 
Versicherungswesens erzielt werden, möglichst den Ver- 
sicherten selbst, als Gliedern der öffentlichen Körper, 
in der Reduction der Prämien zu Gute kommen, oder wenig- 
stens diesen Körpern in G ewinnen the ile n aus 
dem Versicherungswesen, nicht aber Dritten, wie den 
gewerbsmässigen Unternehmern, den Actionären der Versiche- 
rungsinstitute. In dieser Hinsicht droht aber, wie alsbald 
noch näher gezeigt werden wird , bei der Erwerbsuntemeh- 
mung eine besondere Gefahr. Das spricht wiederum für die 
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Organisation des Versicherungswesens in der Form öffent- 
licher Anstalten. 

Wichtiger für die Begründung dieser Forderung ist aber 
noch ein anderer Gesichtspunkt, welchen die Momente »Mel- 
dung« und »Unterdrückung« ergeben. Die Thätigkeiten zu 
beiden Zwecken und die Leitung und Einrichtung der Ver- 
sicherung müssen sich vielfach gegenseitig unterstützen, des- 
halb in dieselbe leitende Hand gelegt und nach 
einheitlichem Plane ausgeführt werden, um wirk- 
lich ein Maximum von Erfolg in der Bekämpfung der Gefahr 
zu erzielen. Da nun die Organisation der Meldung und Unter- 
drückung ohnehin schon in grossem Umfang Sache der öffent- 
lichen Körper ist, so empfiehlt sich auch deswegen die Ueber- 
tragung des Versicherungswesens, wenigstens gewisser Zweige, 
besonders der Feuerversicherung, an diese Körper. Das wird 
wechselwirkend jeder der drei besprochenen Methoden der 
Gefahrsbekämpfung zu Gute kommen. Auch an Kosten der 
gesammten Einrichtung lässt sich dadurch öfters sparen. Was 
liegt z. B. näher, als Bau- und Feuerpolizei, Wasserversor- 
gung, Feuerlöschwesen und Feuerversichernng auch admini- 
strativ in die enge Verbindung au bringen , in der sie natur- 
gemäss stehen und um des guten Erfolgs Willen stehen müs- 
sen? Es scheint uns, dass die Empfehlung solcher Einrich- 
tungen die Consequenz aus den richtigen und werthvollen 
Erörterungen Herrmann ’s wäre , die er zu ziehen oder 
auch nur anzudeuten versäumt hat. 

Sehen wir nun noch etwas näher , wie sich die drei 
Hauptgattungen des Versicherungswesens, das private Er- 
'verbs-, das private Gegenseitigkeits- und das öffentliche Ver- 
sicherungswesen , zu den Aufgaben der Meldung und Unter- 
drückung verhalten und was daraus wieder für die Wahl 
unter diesen Versicherungsgattungen folgt®®). 



38) Vgl. hierzu die in Note 37 gen. Schrift von Hern dt, mit den 
guten Auafühi'ungen über Feuerlöschwesen und die Stabilität der Ver- 
sicherungsprämien der Actiengesellschaften trotz des steigenden öffent- 
lichen Aufwands für jenes (Bremen !). Sehr gute Ausführungen über 
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Das Versicherungswesen muss so organisirt und in eine 
solche Verbindung mit der Meidung und Unterdrückung ge- 
bracht werden, dass diese beiden Momente möglichst sicher 
ein Maximum, daher die nothwendige Schadensersatzleistung 
der Versicherung ein Minimum werden. Namentlich darf in 
dieser Hinsicht das Interesse der Versicherungsanstalt oder 
des Versicherers nicht indifferent oder gar conträr 
werden. 

Hier zeigt sich nun, wofür besonders das Feuerver- 
sicherungswesen Belege bietet, ein inhärenter Fehler 
der auf eigenen Erwerb gerichteten speculativen Versiche- 
rungsunternehmung. Diese hat öfters kein genügendes In- 
teresse daran, dass Meidung und Unterdrückung ein Maximum 
werden, wenn sich nur hinlänglich viele und noch gewinn- 
bringende Geschäfte machen lassen. Finden dann auch mehr 
oder grössere Schäden statt , so liegt die Hilfe in höheren 
Prämien. Weder vor grosser Schadenzahlung, noch vor hoher 
Prämienzahlung scheut eine solche Versicherungsunterneh- 
mung zurück, wenn ihr nur eine genügende Differenz 
zwischen Prämieneinnahme und Schadenzahlung bleibt und 
die Höhe der Prämien nicht die zu machenden Versicherungs- 
geschäfte zu sehr vermindert’®). In letzterer Hinsicht droht 
allerdings aus den etwa erforderlichen sehr hohen Prämien 

den organischen Zusammenhang der drei Momente bei dem >Feuer- 
schutz« und über das Versicherungswesen als öffentlich rechtliche An- 
gelegenheit giebt M ö n i c h a. a. 0. 

39) Wie sehr es vom geschäftlichen Standpnncte nur auf 
diese Differenz ankommt, ergiebt sich auch aus der oft ganz un- 
gleichen Höhe der Durchschnittsprämie und der Durchschnittsvergütung 
bei verschideuen Gesellschaften, während die Differenz zwischen 
beiden die ungefähr gleiche ist. So hatte 1860—69 

Gesellschaft Prämie Vergatting Differens 

iu Fromillo der Tertiolu>Sumiiie. 

Aachen-München .... 1.64 0.94 0.65 

Colonia 1.70 1.02 0.68 

Magdeburg 2.84 2.21 0.63 

Bei ganz verschiedener Bruttoprämie und Schadenvergütung können 
daher doch einigermassen gleich grosse und wie obige Qesellscbaiten 
zeigen sehr hohe Gewinne gemacht werden 
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eine Gefahr auch für den Geschäftsgewinn. Aber diese wird 
gewöhnlich mehr als aufgewogen werden durch die trotz der 
höheren Prämien bestehende grössere Neigung, Versicherung 
zu nehmen, weil dies bei ungenügender Meidung und Unter- 
drückung das Hauptmittel vor Schadenbewahrung bleibt. Hier 
spielen eigenthUmliche psychologische Raisonnements bei dem 
geschäftlichen Versicherer mit. Er wird mindestens ab- 
wägen, bevor er etwa selbst sich um die Meidung und 
Unterdrückung bemüht und dafür Opfer bringt, ob er nicht 
bei grossen Risiken und demgemäss hohen Prämien mehr 
Vortheil hat, als bei kleinen Risiken mit entsprechender Prä- 
mienermässigung. Schon die Vornahme eines solchen Calcüls 
zeigt die schiefe Stellung der Erwerbsversicherung. Die Ge- 
genseitigkeitsanstalt, private wie öffentliche, wird nie- 
mals so calculiren , weil hier Versicherer und Versicherte 
identisch sind. Da handelt es sich nicht um eine m ö g - 
lichsteDifferenz zwischen Prämie undScha- 
densvergütung, zu Gunsten des Versicherers, das Strebeziel 
des speculativen Versicherungsunternehmers, sondern um mög- 
lichste Ermässigung der Schäden, mithin der 
Prämien und um möglichste Begünstigung der 
Meidung und Unterdrückung, weil dann dies Ziel 
zu erreichen ist. Die Reserve gegenüber dem Feuerlösch- 
wesen, die Abgeneigtheit, für dasselbe Beiträge zu leisten, bei 
so vielen Actiengesellschaften hängt auch noch mit anderen 
Umständen zusammen ; ihre Haupterklärung finden sie in dem 
Gesagten. 

Je mehr nun Meidung und Unterdrückung unter grossen 
Bemühungen und Kostenaufwand der öffentlichen Körper ein 
Maximum werden, desto mehr nähert sich der Schadensersatz, 
den die Versicherungsanstalt leisten muss, dem Minimum. 
Was auf diese Weise erspart wird, kann eine doppelte Ver- 
wendung finden , nemlich zur Ermässigung der Prämien oder 
zur Erhöhung des Gewinns des Versicherers als solchen die- 
nen. Bei der Gegenseitigkeit läuft Beides schliesslich auf 
dasselbe hinaus, wenn sich auch die Verrechnung etwas ver- 
schieden gestaltet. Bei der öffentlichen Unternehmung, welche 

5 
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am Gewinn Theil nimmt, kommt letzterer wenigstens indirect, 
auf Umwegen den Versicherten wieder mit zu Gute , weil er 
in öffentliche Kassen fliesst, zu gemeinnützigen Zwecken, viel- 
leicht zu solchen, welche dem Versicherungswesen dienen, mit 
verwendet wird u. dgl. m. Bei der privaten Erwerbsunter- 
nehmung ergiebt sich allein ein eigentlicher Interessenconflikt. 

Freiwillig wird eine solche Unternehmung, vom geschäft- 
lichen Standpunkte aus ganz richtig, nur eine solche Ermäs- 
sigung der Prämien gewähren, welche ihr selbst wieder Vor- 
theile bringt, z. B. durch vermehrte Kundschaft. 

Unfreiwillig kann sie durch die Concurrenz anderer In- 
stitute dazu genöthigt werden Die Anhänger dieses Sy- 
stems machen dies auch immer geltend und berufen sich da- 
rauf, dass sie ja ein »freies« Versicherungswesen voraus- 
setzen. Würden z. B. ältere Anstalten die Prämien nicht so 
ermässigen, wie es die verbesserten Verhältnisse, die geringere 
Feuersgefahr, die niedrigere Sterblichkeit ermögliche, was 
schon wegen der Concurrenz zwischen ihnen selbst unwahr- 
scheinlich sei, so würden die erzielten grossen Gewinne neues 
Kapital und den Unternehmungsgeist zur Gründung neuer 
Concurrenzinstitute anleiten, wodurch dann die Herabdrückung 
der Prämien entstände. 

Leider ist dies bekannte Raisonnement der Theorie der 
freien Concurrenz schon theoretisch lückenhaft und stimmt 
hier wie sonst mit den praktischen Erfahrungen keineswegs 
ganz überein. Auch die theoretische Erörterung handelt doch 
in diesen Fällen nur von Möglichkeiten, sie muss immer 
gleich prüfen, welche A ussicht auf eine Verwirklich- 
ung dieser Möglichkeiten besteht und demgemäss die Hem- 
mungsmomente in einer Art Wahrscheinlichkeitsrechnung mit 
berücksichtigen. Aeltere gekräftigte Versicherungsunternehm- 



40) Beide Momente haben neuerdings im Geschäft der deutschen 
Lebensversicherungsactiengesellschaften zur Gewährung und Begünsti- 
gung der Versicherung »mif Anspruch auf Dividende« geführt. Hier 
hat sich namentlich der Einfluss der grossen und soliden deutschen 
Gegenseitigkeits anstalten, die stark mit den Actiengesellschaf- 
ten concurriren, günstig erwiesen. (Gothaer n. a. in.) 
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ungen erreichen leicht eine Stellung, die fast ein factisches 
Monopol gewährt. Da ist von der »Concurrenz« nicht viel 
zu erwarten, höchstens, dass, wie in anderen ähnlichen Fällen, 
die mächtigsten Institute Comproinisse schliessen und sich in 
das Monopol theilen. Gegenüber dieser Sachlage ist die Grün- 
dung neuer Concurrenzunternehmen nicht so leicht , auch 
riscant, so dass solide Kapitalisten nicht gleich daran gehen. 
Die gelingende Vermehrung der Unternehmungen steigert aber 
auch den Verwaltungsaufwand für das Versicherungswesen im 
Ganzen (grössere Zersplitterung des Betriebs, vermehrte Kosten 
der Pressreclame in Folge der Concurrenz u. dgl. m. !). Da- 
durch wächst wieder ein Posten, der die Ermässigung der 
Prämien erschwert, — der früher erwähnte eigentlich v o 1 k s- 
wirthschaftliche Verlust bei stark zersplittertem Privatge- 
schäft. Die Erfahrung zeigt denn auch in der Andauer grosser, 
zum Theil enormer Gewinne der Versicherungsactiengesell- 
schaften, besonders in der Feuerhranche , in der Höhe der 
Verwaltungskosten dieser Unternehmungen und in der Ge- 
staltung der Prämiensätze die Richtigkeit dieser Einwände 
gegen die gemuthmassten Folgen der Concurrenz. Nament- 
lich ist z. B. die Ermässigung der Prämien in der Feuerver- 
sicherung im gleichen Schritt mit der Verbesserung der Bauten 
und besonders mit der Entwicklung des Feuerlöschwesens 
keineswegs allgemein wahrzunehmen. Worauf läuft aber dann 
beim Actienversicherungswesen die Sache hinaus ? Die Be- 
völkerung bestreitet z. B. aus ihrer Tasche den Aufwand für 
Feuerlöschwesen — zu Gunsten der Dividende der Versiche- 
rungsactionäre und der Gehalte der Versicherungsbeamten. 
Die Versicherungsgesellschaften geben mit wenigen Ausnahmen 
nur ein Schärflein oder gar nichts für solche Rettungsein- 
richtungen, wohl aber erfüllen sie die Welt noch mit Klagen 
wegen Ueberlastung durch Staats- und Communalsteuern, die 
die Dividenden schmälern und sie »n u r« ihre 20, 40, 60, 
100 Proz. erreichen lassen Und eine Kritik eines solchen 



41) Statistische Belege finden sich für alle einzelne Sätze im Text 
in den v. Hfilsen-Bräme r'schen Arbeiten. Grossere Mittheilangen 
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Systems gilt als »socialistische Agitation«, ein Plan zur Ein- 
führung öffentlicher Anstalten als »reaktionäre Wirthschafts- 
politik« und »Verletzung der wahren Grundrätze der Wissen- 
schaft und der Politik des freien Verkehrs« ! 

Endlich ist hier auch noch eines besonderen Bedenkens 
gegen das Actienversicherungswesen zu erirähnen. 

Die praktische Bedeutung desselben soll nicht über- 
schätzt werden und möchte namentlich in den deutschen Ver- 
hältnissen der Feuerversicherung geringer sein als z. B. in 
Nordamerika. Aber unrichtig ist das Bedenken nirgends, auch 
hängt es mit der Natur der Versicherungsunternehmen, wo 
die Versicherung prinzipiell als »gewinnbringendes Geschäft« 
behandelt wird , enge zusammen. Es droht hier nemlich 
leichter als bei der öffentlichen und der privaten Gegenseitig- 
keitsversicherung die speculative Versicherung , auch 
Ueberversicherung Seitens des Versicherungsnehmers, es 
droht deswegen wieder mehr Fahrlässigkeit des Ver- 
sicherten, wenn nicht gar böswillige Veranlassung des ver- 
sicherten Schadens selbst. Es hängt das damit zusammen, 
dass die auf Gewinn erpichte Versichenmgsunternehmung 
selbst und vollends deren Agentenpersonal an hohen 
Versicherungssummen interessirt ist, weil dies hohe Prä- 
mieneinnahmen und hohe Provisionen ergiebt. In Folge 
dessen wird weniger Vorsicht bei der Eingehung der Geschäfte 
entwickelt. Dann droht aber die Versicherung darauf hinzu- 
wirken, dass die »Meidung« und »Unterdrückung« der Ge- 



darans werden passend auf spätere Artikel über die einzelnen 
Zweige der Versicherung verschoben. Bes.characteristischistdas D urcb- 
schnittsverhältniss der Schadenvergütungen z. 6. 
in der Feuerbranche zu den Prämien: je grösser der Procentsatz 
jener von diesen ist , um so mehr ist offenbar die Prämie ihrem ei- 
gentlichen Zweck, der Schadenvergütung, zu Gute gekommen, je kleiner, 
desto weniger ist das der Fall, und letzteres wieder um so mehr, wenn 
der andere Theil der Prämie nicht für Beservefonds , gemeinnütz. 
Zwecke u. dgl. verwendet ist. So ist es denn sehr beachtenswertb, 
dass V. 1867 — 76 die Actiengesellschaflen der Feuerbranche nur 58 Proz., 
die öffentlichen Anstalten v. 1866 — 78 ca. 85 Proz. der Prämien für 
die Schäden verwandten. Preuss. Stat. Ztschr. 1880 S. 191, 209. 



Digilized by Google 




69 



fahr , soweit es sich hierbei um die persönliche Sorgfalt 
und Thätigkeit des Versicherten selbst handelt, ver- 
grössert werden. Deutlicher kann der fehlerhafte Cirkel, in 
welchem man sich mit dem System der privaten Erwerbs- 
Versicherung bewegt, wohl nicht mehr hervortreten. 

So führen denn auch die Ersrägungen, welche in diesem 
Abschnitt hinsichtlich der Verbindung von Meidimg, Unter- 
drückung und Versicherung der Gefahr angestellt worden sind, 
zur Empfehlung des Systems der Gegensei- 
tigkeit vor demjenigen der geschäftlichen Versicherungs- 
unternehmung und weiter zur Bevorzugung der öf- 
fentlichen Versicherung. Denn wenn auch die 
private Gegenseitigkeit schon den wichtigen Vortheil bietet, 
dass bei ihr zwischen den öffentlichen und privaten Massregeln 
und Thätigkeiten für die Meidung und Unterdrückung einer- 
und der Versicherung andererseits eine volle Harmonie der 
Interessen besteht, so gewährt die öffentli che Versiche- 
rung neben diesem Vortheil in gleichem oder höherem Maasse 
noch den weiteren, dass eine in jeder Hinsicht wohlthätige 
organische Verbindung aller Einrichtungen und 
Thätigkeiten im Gebiete der Meidung , Unterdrückung und 
Versicherung eben nur von der gemeinwirthschaftlichen Or- 
ganisation zu erwarten ist. Auch für die gerechte Lasten- 
vertheilung wirkt letztere immerhin noch besser als das System 
der privaten Gegenseitigkeit, da bei jener alle Vortheile aus 
öffentlichem Aufwand für Meidung und Unterdrückung wieder 
direkt und indirekt der Gesammtheit oder grösseren 
Gemeinschaften zu Gute kommen werden, als bei den privaten 
Gegenseitigkeitsvereinen, deren Versicherte bei dem hier ge- 
wöhnlich befolgten Ausleseprincip häufig doch nur einen 
kleineren und ohnehin schon günstiger gestellten Volkstheil 
ausmachen werden. — 



Das Ergehniss unserer principiellen Erörterungen über 
das Versicherungswesen im Allgemeinen ist demnach etwa 
folgendermassen zusammenzufassen. 
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Ucberwiegende volkswirthschaftliche, socialpolitische und 
ethische Gründe sprechen für die gemeinwirthschaflliche Or- 
ganisation des Versicherungswesens in öffentlichen Anstalten 
statt der privatwirthschaftlichen Organisation, für öffentlich- 
rechtliche statt lediglich privatrechtlicher Gestaltung. 

Neben oder statt jenen Anstalten sind jedenfalls nur die 
privaten Anstalten nach dem Gegenseitigkeitsprincip für die 
wichtigsten Zweige zu empfehlen. 

Auch vor solchen, vollends aber vor den Actiengesell- 
schaften, verdienen öffentliche Anstalten den Vorzug, weil sie 
sich besser ausdehnen, mit der sonstigen Landesverwaltung 
und dadurch mit den Einrichtungen und Thätigkeiten zur 
Meidung und Unterdrückung der Gefahren gut verbinden las- 
sen ; weil sie deshalb und wegen der Concentration der Func- 
tionen wohlfeiler arbeiten können; weil sie die Lastenver- 
theilung am Gerechtesten und am Meisten im Gesammtin- 
teresse des Volks zu Ifewerkstelligen vermögen, nicht belie- 
bigen Dritten , wie den Actionären , Beamten und Agenten 
grosse Gewinne ohne entsprechende Gegenleistung zuführen, 
und nirgends in ihren Interessen von denen der Versicherten 
oder sonstiger Volkskreise abweichend stehen. 

Weder die strenger gesetzlich regulirte, concessionirte 
und controlirte, noch die freier gestellte auf Erwerb aus- 
gehende private Versicherungsunternehmung bietet ähnlich 
günstige Chancen für eine allseitig befriedigende Organisation 
der Versicherung. Entweder fehlt die genügende staatliche 
Aufsicht, oder sie führt andere Bedenken mit sich. Die Er- 
werbstendenz schädigt die Entwicklung und Function dieses 
Versicherungswesens, und die erzielten Gewinne rufen die ver- 
schiedensten Bedenken wach. 

Alles in Allem : die Versicherung ist ihrer Na- 
tur nach kein »Geschäft«, das der »freie Verkehr« 
übernehmen und ausführen soll. Sie ist eine »öf- 
fentliche Einrichtung« und muss als solche be- 
handelt werden. 
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In späteren Aufsätzen wird die Erörterung der Verhält- 
nisse einiger Hauptzweige der Versicherung , zunächst der 
Feuerversicherung, beabsichtigt. Darin wird die Richtigkeit 
des Ergebnisses dieser allgemeinen Erörterungen concret im 
Einzelnen und die Anwendbarkeit der gemeinwirthschaftlichen 
Organisationsform auf die einzelnen Zweige speciell nachge- 
wiesen werden. Besondere Momente, wie die »Gewinne« im 
Versicherungsgeschäft und der Verwaltungsaufwand, werden 
besser im Zusammenhänge mit den einzelnen Zweigen be- 
sprochen. 

Berlin, Oktober 1880. 



Nachwort. 

Im Augenblicke, wo vorstehende Abhandlung in die 
Oeffentlichkeit tritt, wird der »Entwurf eines Gesetzes be- 
treffend die Versicherung der in Bergwerken, Fabriken 
und anderen Betrieben beschäftigten Arbeiter gegen die Folgen 
der beim Betriebe sich ereignenden Unfälle« bekannt. Der 
Reichskanzler hat diesen Entwurf dem Bundesrath zur Be- 
handlung vorgelegt. 

Ein erstes , desswegen besonders bedeutsames Stück ge- 
sunden »Staatssocialismus«, wesentlich in Ueberein- 
•stimmung mit den in der vorausgehenden Abhandlung ver- 
fochtenen principiellen Anschauungen, — womit denn hoffent- 
lich endlich auch auf diesem Gebiete mit dem »Manche- 
sterthum« gebrochen wird. Die Genugthuung darüber und 
die Beistimmung dazu wird in folgender Resolution ausge- 
drückt, welche auf meinen Antrag der »Verein für deutsche 
Volkswirthschaft« zu Berlin in seiner Sitzung vom 19. Januar 
1881 angenommen hat: 

»Der Verein begrüsst den soeben dem Bundesrath vorge- 
legten Gesetzentwurf über Unfallversicherung mit freudiger 
Genugthuung und Dankbarkeit als einen ersten wichtigen 
und principiell richtigen Schritt auf der Bahn positiver Mass- 
nalimen gesunder Socialreform und zweckmässiger Regelung 
der modernen Arbeiterverhältnisse. 

»Er erachtet den vorgelegten Entwurf auch in den ein- 
zelnen Bestimmungen als im Wesentlichen gelungen. 
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»Er hofft, dass die in Aussicht gestellte Organisation wei- 
terer Zweige der Arbeiterversicherung, namentlich für Krank- 
heit und Alter, auf derselben Grundlage in nicht zu ferner 
Zeit folgen möge«. 

Besonders wichtig und richtig sind gerade die Haupt- 
punkte des Entwurfes : Die obligatorische oder allge- 
meine Z w a n g s Versicherung ; die gemeinwirthschaft- 
liche statt der privatwirthschaftlichen Organisation; die 
Beitragsvertheilung auf die drei Kategorien, die Arbeits- 
geber, die Arbeiterund die öffentlichen Körper, hier ver- 
treten durch die Armenverbände, hinter denen aber 
Kreis, Provinz und Staat bei den in Aussicht genommenen 
Finanzreformen stehen , wie denn anderseits die Frage der 
Arbeiterversicherung wesentlich mit der Frage des r i c h- 
tigen und vol len E rsatzes der Produc tionskost en 
der Arbeit (Engel) und mit der Frage einer ander- 
weiten passenderen Regelung der Armen- 
last zusammenfällt. Ferner ist die Central isation in 
einer grossen Reichsanstalt technisch und ökonomisch 
das Richtige. Der aufgetauchte Einwand, die Haftpflicht 
werde dem Unternehmer abgenommen, ist nicht einmal zu- 
treffend. Jedenfalls aber verbessert sich die Lage des 
Arbeiters und das ist die Hauptsache, üeber die De- 
tails , besonders die Zahlen Verhältnisse des Entwurfs lässt 
sich natürlich noch discutiren. Freilich bleiben die ungleich 
wichtigeren weiteren Zweige der Arbeiterversicherung unbe- 
rührt. Aber der Entwurf fasst auch sie schon ins Auge und 
bekanntlich ist es nur le premier pas qui coüte. 

Mit besonderer Genugthuung constatire ich auch die Ueber- 
einstimmung zwischen Schäffle und mir in einigen Grund- 
fragen des Versicherungswesens in Gemässheit der Ausfüh- 
rungen in seinem inzwischen erschienenen Werke über Steuer- 
politik (S. 624 ff.) 

Jan. 1881. A. W. 
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